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die gewährung einer umfangreichen finanziellen unterstützung des landes an 
die Kommunen für die wichtigen aufgaben der daseinsvorsorge im Bereich der 
öffentlichen wasserversorgung und abwasserbeseitigung hat nach wie vor eine 
wichtige Bedeutung, damit die entgelte der Bürgerinnen und Bürger bei den 
erforderlichen investitionen vertretbar bleiben.

aber auch die aufgaben der gewässerentwicklung und des hochwasserschut-
zes mit den hohen eu-rechtlichen Vorgaben der wasserrahmenrichtlinie sowie 
der hochwasserrisikomanagementrichtlinie würden die kommunalen haushal-
te vielfach überfordern.

Für die landesregierung und das Klimaschutzministerium insbesondere, sind 
der Klimawandel und die erforderlichen maßnahmen zur erreichung des 1,5 
grad-Ziels wie auch zur anpassung an die Folgen des Klimawandels das zentra-
le politikfeld. 

die durch den starkregen ausgelösten hochwasserkatastrophe vom 
14./15.07.21 an der ahr wie auch in teilen der eifel mit 134 toten und sachschä-
den von mehr als 15 milliarden euro allein in rheinland-pfalz sind ein trauriger 
Beleg dafür, dass die Klimawandelfolgen uns teurer zu stehen kommen, als ein 
wirksamer Klimaschutz. wir müssen entschieden handeln!

Vorwort
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die wasserwirtschaft kann wichtige Beiträge leisten, etwa durch
 ■ naturnahe gewässer, möglichst im guten ökologischen Zustand,

 ■ energieeffiziente bis hin zu energieautarken Kläranlagen,

 ■ den rückhalt von wasser auf der Fläche oder in stauanlagen,

 ■ eine sichere, klimaresiliente wasserversorgung im interkommunalen 
Verbund,

 ■ einen wirksamen grundwasserschutz,

 ■ Bewusstseinsbildung beim hochwasserschutz und umweltbildung zu den re-
levanten themen u.v.m. 

es gilt aber auch, gezielt finanzielle anreize für innovationen und neue themen 
wie beispielsweise im Bereich wasserstoff oder Künstliche intelligenz zu setzen, 
damit wir durch wegweisende projekte erfolge für den Klima- und gewässer-
schutz erreichen.

die angepassten Förderrichtlinien der wasserwirtschaft geben den Kommunen 
die erforderliche unterstützung.

 

Katrin eder

ministerin für Klimaschutz,  
umwelt, energie und mobilität
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die wichtigsten  
neuerungen
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die grundsätzlichen anforderungen an die gewährung von Zuwendungen in 
§ 23 landeshaushaltsordnung rheinland-pfalz (lho) lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

 ■ leistungen an stellen außerhalb der landesverwaltung, 

 ■ erfüllung bestimmter Zwecke, 

 ■ erhebliches interesse des landes an der erfüllung durch solche stellen, 

 ■ ansonsten nicht oder nicht im notwendigen umfang erreichbar. 

die Förderrichtlinien der wasserwirtschaftsverwaltung umfassen Fördergegen-
stände, die diesen haushaltsrechtlichen anforderungen genügen und zugleich 
umweltpolitisch gewollt sind.

die landesregierung hat dem thema Klimawandel (Klimaschutz und Klimafol-
genanpassung) einen besonderen stellwert zugemessen. dieser aspekt war 
insoweit für die neufassung der Förderrichtlinien von besonderer Bedeutung.

Veränderte Fördergegenstände

 ■ machbarkeitsstudien für innovative themen, wie wärmenutzung, Kritische 
infrastruktur, Künstliche intelligenz, wasserstoffnutzung

 ■ neuregelung Förderung der herstellung der durchgängigkeit an gewerblich 
genutzten wasserkraftanlagen

 ■ erhöhte anforderungen an die Förderung der landwirtschaftlichen Bereg-
nung (witterungsgesteuerte Beregnung, digitale mengenmessung)

 ■ Förderung von maßnahmen zur Verbesserung der grundwasserneubildung, 
des Bodenwasserhaushalts und des wasserrückhalts auf der Fläche

 ■ maßnahmen der öffentlichen abwasserinfrastruktur zum innerörtlichen 
rückhalt von niederschlagswasser, multifunktionale rückhalteräume für 
eine wassersensible stadtentwicklung („blaue oasen“), maßnahmen in der 
öffentlichen Kanalisation zur herausnahme von gering belastetem nieder-
schlagswasser aus der Kanalisation und dem rückhalt dieses 
niederschlagswassers

die wichtigsten  
neuerungen
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 ■ entgeltunabhängige Bonusförderung, als

•	 Klima-Bonus für energiemaßnahmen in abhängigkeit der co2-effizienz

•	 Klima-Bonus für neue Verbundleitungen zwischen wasserversorgern

•	 Klima-Bonus für maßnahmen der abwasserinfrastruktur zum rückhalt 
von niederschlagswasser

•	 Verbesserter wrrl-Bonus für maßnahmen zur spurenstoffelimination

•	 Kritis-Bonus für maßnahmen zur erhöhung der resilienz der wasserver-
sorgung und abwasserbeseitigung (notstromaggregate, Fernüberwa-
chung, it-sicherheit),

 ■ Verbesserte Förderung für notwendige gutachten, analysen

 ■ dynamische Förderquoten für hochwasserrückhaltungen nach Bedeutung

 ■ anhebung der Kostenrichtwerte bei der Kanalsanierung

 ■ anschubfinanzierung für neue flussgebietsübergreifende 
gewässerbewirtschaftung 

 ■ Kommunale umweltbildungsprojekte

 ■ projektsteuerungsaufwand der Kommunen für maßnahmen zur umsetzung 
der eu-wrrl

 ■ planungsaufwand für digitales planen (Bim) anteilig förderfähig 

Veränderte Förderbedingungen

 ■ hohe prüfanforderungen hinsichtlich der mit den maßnahmen realisierbaren 
Klimaschutzpotentialen 

 ■ mehrkostenförderung nur bei regelmäßiger aktualisierung des Finanzplans

 ■ einschränkung der Förderung bei hoher Verrechnungsmöglichkeit mit der 
abwasserabgabe

 ■ darlehen bis zu insgesamt 300.000 eur können in einen äquivalenten Zu-
schuss umgewandelt werden



9

 ■ höchstwerte für gewässerentwicklungsmaßnahmen durch verbindliche 
Kostenrichtwerte 

 ■ regelungen für den grunderwerb

 ■ Verzicht auf antragsfristen

 ■ Vorzeitiger Vorhabenbeginn für gutachten und Konzepte gilt als erteilt

 ■ wiederbewilligung für rückgemeldete Zuwendungen nur bei Vorlage des 
submissionsergebnisses

 ■ auszahlungen nur für geleistete Zahlungen
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art und umFang 
der Förderung
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art und umFang 
der Förderung

Förderbereich Wasserversorgung

art und umfang der Förderung ergeben sich in abhängigkeit von der entgeltbe-
lastung egB i wie folgt:

•	 die Förderung erfolgt regelmäßig in drei stufen ab egB i  
mehr als 2,30 eur/m³ 
egB i: 2,31 – 2,60 eur/m³: 30% darlehen 
egB i: 2,61 – 2,90 eur/m³: 50% darlehen 
egB i: 2,91 – 3,20 eur/m³: 70% darlehen

•	 Bei weit überdurchschnittlich belasteten maßnahmeträgern 
egB i:  3,21 – 3,50 eur/m³: 60% darlehen + 20% Zuschuss 
egB i:  > 3,50 eur/m³:  50% darlehen + 30% Zuschuss

•	 Bei teilnahme am landesweiten Benchmarking  
egB i: > 2,30 eur/m³: Benchmarking-Bonus zusätzlich 5% darlehen

•	 Bei maßnahmen der interkommunalen Zusammenarbeit  
egB i: < 2,30 eur/m³: 30% darlehen abweichend von der regelförderung 
egB i: > 2,30 eur/m³: Zusammenarbeit-Bonus zusätzlich 5% darlehen

Für bestimmte maßnahmen können zusätzliche Zuschüsse als Boni gewährt 
werden:

KliMa-bonus i

•	 co2-effizienz größer gleich 150 eur/t co2  15 % Zuschuss

•	 co2-effizienz größer 100 und kleiner 150 eur/t co2 20 % Zuschuss

•	 co2-effizienz kleiner gleich 100 eur/t co2  25 % Zuschuss

erreichte energieeinsparung bzw. eigenenergieerzeugung > 10.000 kg co2/a

 
KliMa-bonus ii

neue Verbundleitungen     20 % Zuschuss 
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KritiS-bonus 

erhöhung der resilienz der wasserversorgung 15 % Zuschuss 
20% Zuschuss für unternehmen mit gültiger tsm-Bestätigung

Förderbereich Abwasserbeseitigung

art und umfang der Förderung ergeben sich in abhängigkeit von der entgeltbe-
lastung egB i wie folgt:

•	 die Förderung erfolgt regelmäßig in drei stufen ab egB i mehr als 170 eur/e 
egB i: 171,00 – 200,00 eur/e:  30% darlehen 
egB i: 201,00 – 230,00 eur/e: 50% darlehen 
egB i: 231,00 – 260,00 eur/e: 70% darlehen

•	 Bei weit überdurchschnittlich belasteten maßnahmeträgern 
egB i:  261,00 – 300,00 eur/e: 60% darlehen + 20% Zuschuss 
egB i:  > 300,00 eur/e:    50% darlehen + 30% Zuschuss

•	 Bei teilnahme am landesweiten Benchmarking  
egB i: > 170,00 eur/e: Bonus zusätzlich 5% darlehen

•	 Bei maßnahmen der interkommunalen Zusammenarbeit  
egB i: < 170,00 eur/e: 30% darlehen abweichend von der regelförderung 
egB i: > 170,00 eur/e: Bonus zusätzlich 5% darlehen

Wrrl-bonus

•	 Bei maßnahmen zum anschluss an Kläranlagen mit strengeren anforderun-
gen an die elimination von stickstoff oder phosphor, abhängig von der größe 
der aufnehmenden Kläranlage  20% Zuschuss

•	 Bei maßnahmen zur weitergehenden mischwasserbehandlung  
(retentionsbodenfilter):    20% Zuschuss

•	 Bei maßnahmen zur gezielten nährstoffelimination  
durch Fällung/Fällungsoptimierung:  20% Zuschuss 
durch Flockungsfiltration:   30% Zuschuss

•	 in einzelfällen   zusätzlich 10% Zuschuss 
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•	 Bei maßnahmen zur gezielten elimination organischer spurenstoffe abhängig 
von der größe der aufnehmenden Kläranlage  50% Zuschuss 
höchstwerte für Ka  
< 20.000 ew = 350.000 + 20 x Zahl der angeschlossenen ew 
höchstwerte für Ka  
> 20.000 ew = 500.000 + 15 x Zahl der angeschlossenen ew

KliMa-bonus i

•	 co2-effizienz größer gleich 150 eur/t co2  15% Zuschuss

•	 co2-effizienz größer 100 und kleiner 150 eur/t co2 20% Zuschuss

•	 co2-effizienz kleiner gleich 100 eur/t co2  25% Zuschuss

erreichte energieeinsparung bzw. eigenenergieerzeugung > 10.000 kg co2/a

KliMa-bonus ii

rückhalt von niederschlagswasser, multifunktionale rückhalteräume 
herausnahme und rückhalt von gering belastetem niederschlagswasser  
15 % Zuschuss

KritiS-bonus 

erhöhung der resilienz der abwasserbeseitigung 15 % Zuschuss 
20% Zuschuss für unternehmen mit gültiger tsm-Bestätigung

Zusätzliche regeln: keine gleichzeitige anwendung von energie-Bonus und 
wrrl-Bonus, kein Fördersatz von mehr als 100% durch Kombination von dar-
lehen und Zuschüssen. 
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Förderbereich Analysen, Gutachten, Konzeptionen

•	 Kanalsanierungskonzepte  
zuwendungsfähige Kosten bis 75.000 eur bis zu 70% Zuschuss

•	 sonstige gutachten 
zuwendungsfähige Kosten bis 150.000 eur: bis zu 70% Zuschuss

•	 technisches sicherheitsmanagement (tsm) 
wasserversorgung:  5.000 eur Festbetrag 
abwasserbeseitigung:  6.000 eur Festbetrag

Förderbereich Kooperationen Wasserversorgung – Landwirtschaft

•	 Für maßnahmen laut Kooperationsvereinbarung: 30% Zuschuss

Förderbereich Gewässer- und Flussgebietsentwicklung

•	 maßnahmen in FFh-gebieten,  
erreichung festgelegter wasserbezogener Ziele: bis zu 95% Zuschuss 

•	 hocheffiziente gewässermaßnahmen 
(Kosten < 200 eur/lfd. m)  bis zu 100% Zuschuss

•	 sonstige maßnahmen zur gewässerentwicklung bis zu 90% Zuschuss 
(höchstwerte nach festgelegten Kostenrichtwerten) 

•	 maßnahmen der aufwärtsgerichteten durchgängigkeit 
an gewerblich genutzten stauanlagen  bis zu 60% Zuschuss

•	 maßnahmen des Fischschutzes  
an wasserkraftanlagen     bis zu 85% Zuschuss 
als de-minimis-Beihilfe    (< 200.000 eur in 3 Jahren) 

Förderbereich außergewöhnliche Wetterereignisse

•	 schäden oberhalb von 12.500 eur  bis zu 50% Zuschuss
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Förderbereich Stauanlagen (Hochwasser, Außengebietswasser)

•	 in abhängigkeit von der wasserwirtschaftlichen Bedeutung  
bis zu 80% Zuschuss

Förderbereich Hochwasserrisikomanagement

•	 technischer hochwasserschutz  bis zu 60% Zuschuss

•	 örtliche hochwasserschutzkonzepte  bis zu 90% Zuschuss

•	 Fortschreibung       bis zu 60% Zuschuss

Förderbereich Landwirtschaftlicher Wasserbau

•	 ökologische Verbesserung von Beregnungsanlagen bis zu 50% Zuschuss 

•	 Viehweidetränkanlagen      bis zu 60% Zuschuss 

Förderbereich Verbesserung der Grundwasserneubildung,  des Bodenwas-
serhaushalts und des Wasserrückhalts

•	 maßnahmen außerhalb Ziffer 5.1.7  bis zu 70% Zuschuss  
max. 250.000 eur je maßnahmeträger

Förderbereich Interkommunale Zusammenarbeit bei der 
Gewässerentwicklung

•	 anschubfinanzierung     bis zu 90% Zuschuss  
 200.000 eur, für 3 Jahre  

Förderbereich Modellvorhaben, Pilotprojekte

•	 bis zu 90% (100%) Zuschuss

Förderbereich Kommunale Umweltbildung

•	 max. 20.000 eur bis zu 70% Zuschuss
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die üBerarBeiteten  
Förderrichtlinien



17

zuwendungen für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

(Förderrichtlinien der wasserwirtschaftsverwaltung – FöriwwV)

Verwaltungsvorschrift des ministeriums für Klimaschutz, umwelt, energie und 
mobilität vom 02. dezember 2021 (103- 04 331/2020-5#71)

im einvernehmen mit dem ministerium der Finanzen und dem ministerium des 
innern und für sport wird folgende Verwaltungsvorschrift erlassen:

inhaltsübersicht

1 rechtsgrundlage, zuwendungszweck
1.1  rechtsgrundlagen
1.2 Zuwendungszweck

2 gegenstand der Förderung
2.1  Förderbereich wasserversorgung
2.2  Förderbereich abwasserbeseitigung
2.3 Förderbereich analysen, gutachten und Konzeptionen 
2.4 Förderbereich Kooperationen wasserversorgung-landwirtschaft
2.5 Förderbereich gewässer- und Flussgebietsentwicklung
2.5.1 maßnahmen zur gewässerrenaturierung
2.5.2 maßnahmen zur wiederherstellung der aufwärtsgerichteten 

durchgängigkeit
2.5.3 maßnahmen zum Fischschutz an wasserkraftanlagen
2.6 Förderbereich Beseitigung von schäden durch außergewöhnliche 

wetterereignisse
2.7 Förderbereich stauanlagen, wasserspeicher nach din 19700
2.8 Förderbereich hochwasserrisikomanagement
2.9  Förderbereich landwirtschaftlicher wasserbau
2.10  Förderbereich Verbesserung der grundwasserneubildung, des Bodenwas-

serhaushalts und des wasserrückhalts auf der Fläche

die üBerarBeiteten  
Förderrichtlinien
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2.11 Förderbereich interkommunale Zusammenarbeit bei der 
gewässerentwicklung

2.12  Förderbereich modellvorhaben, pilotprojekte
2.13 Förderbereich umweltbildung wasser

3 zuwendungsempfänger
3.1 wasserversorgung, abwasserbeseitigung (Förderbereich 2.1 bis 2.4, 2.10)
3.1.1  Körperschaften des öffentlichen rechts 
3.1.1.1 unmittelbare maßnahmeträger
3.1.1.2  mittelbare maßnahmeträger
3.1.2  sonstige Zuwendungsempfänger
3.2  gewässermaßnahmen, hochwasserschutz (Förderbereich 2.5 bis 2.8, 

2.10)

4 zuwendungsvoraussetzung
4.1  allgemeine Bestimmungen
4.2  umweltgerechte ausgestaltung, notwendigkeit, angemessenheit
4.3  demografischer wandel, Klimawandel, Klimaschutz
4.4  Finanzierung, nutzung
4.4.1  wasserversorgung, abwasserbeseitigung (Förderbereich 2.1 bis 2.4, 2.10)
4.4.2  gewässermaßnahmen, hochwasserschutz (Förderbereich 2.5 bis 2.8, 

2.10)
4.5  wirtschaftlichkeit
4.6  rechtliche Zulässigkeit
4.7  teilung, Zusammenfassung
4.8  Verpflichtungen der maßnahmeträger
4.8.1  auftragsvergabe
4.8.2  daten, pläne
4.8.3  auflagen, Bedingungen, Forderungen
4.8.4.  Barrierefreiheit
4.8.5 Vergaberecht
4.8.6 Beihilferecht, Quersubventionen
4.8.7 erfolgsnachweis
4.8.8 grundbuchliche sicherung
4.8.9 öffentlichkeitswirksamkeit
4.8.10 Verrechnung mit der abwasserabgabe
4.8.11 mehrkosten
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5 art, Höhe und umfang der zuwendungen
5.1  art und höhe der Zuwendungen
5.1.1 wasserversorgung (Förderbereich 2.1)
5.1.2 abwasserbeseitigung (Förderbereich 2.2)
5.1.3  analysen, gutachten und Konzeptionen (Förderbereich 2.3)
5.1.4  Kooperationen wasserversorgung-landwirtschaft (Förderbereich 2.4)
5.1.5  gewässer- und Flussgebietsentwicklung (Förderbereich 2.5)
5.1.6  Beseitigung schäden durch außergewöhnliche wetterereignisse (Förder-

bereich 2.6)
5.1.7  stauanlagen (hochwasser, außengebietswasser), wasserspeicher (Förder-

bereich 2.7)
5.1.8  hochwasserrisikomanagement (Förderbereich 2.8)
5.1.9  landwirtschaftlicher wasserbau (Förderbereich 2.9)
5.1.10 Verbesserung der grundwasserneubildung, des Bodenwasserhaushalts 

und des wasserrückhalts (Förderbereich 2.10)
5.1.11  interkommunale Zusammenarbeit bei der gewässerentwicklung  

(Förderbereich 2.11)
5.1.12  modellvorhaben, pilotprojekte, sondermaßnahmen (Förderbereich 2.12)
5.1.13  umweltbildung wasser (Förderbereich 2.13)
5.2  umfang der Förderung
5.2.1 Zuwendungsfähige Kosten
5.2.2  nicht zuwendungsfähige Kosten

6 Verfahren
6.1 aufnahme neuer maßnahmen (gesamtförderantrag) in das mip
6.2 aktualisierung des Förderantrags
6.3  Bewilligung
6.3.1  Zuständige Behörde
6.3.2  Bescheid
6.3.3 rückmeldung, wiederbewilligung
6.4  auszahlung, Verwendung
6.4.1  auszahlung
6.4.2  Verwendungsnachweis
6.5  rückforderung

7 inkrafttreten 
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anlagen

anlage 1  
daten zur Beurteilung des entgeltbedarfs und des entgeltaufkommens für den 
Bereich der wasserversorgung

anlage 2   
daten zur Beurteilung des entgeltbedarfs und des entgeltaufkommens für den 
Bereich der abwasserbeseitigung

anlage 3  
mitteilung gemäß artikel 6 abs.1 der Verordnung (eu) nr. 1407/2013

anlage 4  
de-minimis-erklärung des antragstellers

anlage 5   
„de-minimis“-Bescheinigung
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1.1  Rechtsgrundlagen

im rahmen der verfügbaren haushaltsmittel wird nach

 ■ den §§ 23 und 44 der landeshaushaltsordnung (lho) vom 20.12.1971 
(gVBl. 1972 s. 2), zuletzt geändert durch artikel 1 des gesetzes vom 
26.11.2019 (gVBl. s. 333), Bs 63-1,

 ■ der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der landeshaushaltsordnung (VV-
lho) vom 20. dezember 2002 geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 
10.02.2020 (minBl. 2020, s.298), und unter Beachtung der gesetzlichen 
Zweckbestimmungen nach

 ■ § 18 abs. 1 nr. 4, abs. 3 satz 1 des landesfinanzausgleichsgesetzes (lFag) 
vom 30.11.1999 (gVBl. s. 415), zuletzt geändert durch artikel 1 des gesetzes 
vom 18.11.2020 (gVBl. s. 606) Bs 6022-1,

 ■ dem gesetz über die gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes“ in der Fassung vom 21.07.1988 (BgBl. i s. 1055), 
zuletzt geändert durch artikel 1 des gesetzes vom 11.10.2016 (BgBl. i s. 
2231)

 ■ § 13 des abwasserabgabengesetzes (abwag) in der Fassung vom 18.01.2005 
(BgBl. i s. 114), zuletzt geändert durch artikel 2 der Verordnung vom 
22.08.2018 (BgBl. i s. 1327), § 16 abs. 1 und 2 des landesabwasserabgaben-
gesetzes (labwag) vom 22.12.1980 (gVBl. s. 258), zuletzt geändert durch 
§ 13 des gesetzes vom 22.12.2015 (gVBl. s. 516), Bs 75-52,

1 rechtsgrundlage, 
ZuwendungsZwecK
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 ■ § 5 des wasserentnahmeentgeltgesetzes (lwentg) vom 03.07.2012 (gVBl. 
s. 202 Bs 75-53), zuletzt geändert durch § 124 des gesetzes vom 14.07.2015 
(gVBl. s. 127)

die durchführung wasserwirtschaftlicher maßnahmen finanziell gefördert.

ein rechtsanspruch auf die gewährung von Zuwendungen besteht nicht.

1.2  Zuwendungszweck

Bei öffentlichen investitionen in den Bau oder die modernisierung von infra-
struktur im Bereich der wasserversorgung und der abwasserbeseitigung sollen 
die Zuwendungen es den Zuwendungsempfängern ermöglichen, die entgelte so 
zu gestalten, dass eine zumutbare entgeltbelastung der einwohner möglichst 
nicht überschritten wird. die Förderung ist daher vorrangig an der vor durch-
führung der wasserwirtschaftlichen maßnahme bereits vorhandenen entgelt-
belastung ausgerichtet und soll vor dem hintergrund des demografischen 
wandels zur sicherung gleichwertiger lebensverhältnisse und zur Verbesserung 
der umwelt- und lebensqualität insbesondere in den ländlichen räumen bei-
tragen. 

Zugleich soll eine effiziente nutzung der wasserressourcen im sinne des susta-
inable development goal (sdg) nr. 6 und der eu-strategie für eine nachhaltige 
entwicklung (rio 20+) erreicht werden.

Bei Zuwendungen für wasserwirtschaftliche maßnahmen sind die Belange des 
Klimaschutzes zwingend zu berücksichtigen und die möglichkeiten zur energie-
einsparung, zur erhöhung der energieeffizienz sowie zur nutzung erneuerbarer 
energieträger auszuschöpfen. dabei sind sektorübergreifende synergien mög-
lichst zu heben.

Bei Baumaßnahmen sind regelmäßig ökologische Baustoffe (insbesondere 
holzbauweise) oder recycelte Baumaterialien einzusetzen. sofern besondere 
anforderungen an die Baukultur wie etwa im weltkulturerbe mittelrhein beste-
hen, sind diese angemessen zu beachten.
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mit der erweiterten „aktion Blau plus“ sollen Kommunen und weitere partner 
in ganz rheinland-pfalz dazu animiert werden, sich für den gewässerschutz 
und damit auch für mehr lebensqualität gerade im ländlichen raum zu enga-
gieren. renaturierungsmaßnahmen sollen mit der kommunalen entwicklung, 
dem denkmalschutz, der landwirtschaft und dem naturschutz vernetzt wer-
den.

die Zuwendungen kommen der wasserwirtschaftlichen infrastruktur und damit 
jedermann zugute.

Bei allen anderen wasserwirtschaftlichen maßnahmen soll durch die gewäh-
rung von Zuwendungen vermieden werden, dass den maßnahmeträgern lasten 
auferlegt werden, die ihre leistungsfähigkeit dauerhaft gefährden.

diese Zuwendungen werden gewährt, da das land ein erhebliches öffentliches 
interesse an der durchführung der maßnahmen hat, das ohne Zuwendung 
nicht oder nicht im notwendigen umfang befriedigt werden kann. dies betrifft 
insbesondere die maßnahmen, die zum erreichen der umweltziele im sinne der 
richtlinie 2000/60/eg des europäischen parlaments und des rates vom 23. 
oktober 2000 zur schaffung eines ordnungsrahmens für maßnahmen der 
gemeinschaft im Bereich der wasserpolitik (wasserrahmenrichtlinie, aBl. eg 
nr. l 327 s.1), beitragen, wie auch für maßnahmen, die dazu beitragen, hoch-
wasserbedingte risiken für die menschliche gesundheit, die umwelt, infra-
strukturen und eigentum zu verringern und zu bewältigen im sinne der richtli-
nie 2007/60/eg des europäischen parlaments und des rates vom 23. oktober 
2007 über die Bewertung und das management von hochwasserrisiken (hoch-
wasserrisikomanagementrichtlinie, aBl. eu nr. l 288 s.27). 

die erreichung der Ziele dieser richtlinien kann durch eine aktive Beteiligung al-
ler interessierten stellen und einen in geeigneter Form durchgeführten (analo-
ger oder digitaler) Bürgerdialog besonders unterstützt werden.
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2 gegenstand  
der Förderung 

die Zuwendungen werden zu ausgaben für ein bestimmtes, dem wohl der 
allgemeinheit dienendes Vorhaben (projektförderung gemäß nummer 2.1 zu 
§ 23 VV-lho) gewährt.

2.1  Förderbereich Wasserversorgung

die erstausstattung von wasserversorgungsanlagen gilt als abgeschlossen.

maßnahmen der öffentlichen wasserversorgung sind grundsätzlich über kos-
tendeckende entgelte zu finanzieren. Zuwendungen für den Bau und moderni-
sierung der infrastruktur werden nur an maßnahmeträger mit einer weit über-
durchschnittlich hohen entgeltbelastung gewährt. daneben können 
Zuwendungen entgeltunabhängig als Bonusförderung für maßnahmen von 
besonderem wasserwirtschaftlichen interesse gewährt werden.  

gefördert wird der zur erhöhung der Versorgungssicherheit und der zur errei-
chung der Klimaschutzziele erforderliche ausbau von öffentlichen wasserver-
sorgungsanlagen, sowie Kosten zum notwendigen ankauf von Flächen, soweit 
dies dem schutz des wasservorkommens dient.

hierzu zählen insbesondere: 

 ■ dementsprechende anlagen zur gewinnung, zur aufbereitung und zum 
schutz von wasservorkommen für die öffentliche wasserversorgung,

 ■ Vorarbeiten zur planerischen und rechtlichen sicherung, erkundung und er-
schließung neuer wasservorkommen,

 ■ die anbindung an zentrale Versorgungseinheiten, 
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 ■ die errichtung überregionaler Versorgungsverbünde,

 ■ maßnahmen zum schutz der kritischen infrastrukturen der öffentlichen 
wasserversorgung, 

 ■ maßnahmen zur sicherung und Verbesserung von menge und Qualität der 
wasserversorgung und zur einhaltung der anforderungen der 
trinkwasserverordnung,

 ■ maßnahmen zur reaktivierung von wasserfassungen, die aufgrund einer zu 
hohen stofflichen Belastung des grundwassers aus der wassergewinnung 
herausgenommen wurden,

 ■ maßnahmen für eine klimaneutrale wasserversorgung (energieeinsparung 
und/oder eigenenergieerzeugung),

 ■ maßnahmen zur Verringerung von wasserverlusten,

 ■ maßnahmen der digitalisierung zur effizienzsteigerung oder erhöhung der 
sicherheit,

 ■ erhaltung von bedeutsamen wasserwirtschaftlichen anlagen.

die gewährung von Zuwendungen für die ertüchtigung oder dem neubau von 
trinkwasserspeichern setzt voraus, dass die möglichkeiten zur energieeinspa-
rung, -rückgewinnung und -speicherung (lastmanagement, turbinierung) ge-
prüft und ausgeschöpft werden.

2.2 Förderbereich Abwasserbeseitigung

die erstausstattung von abwasserbeseitigungsanlagen gilt als abgeschlossen.

maßnahmen für den Bau und modernisierung der infrastruktur der öffentlichen 
abwasserbeseitigung sind grundsätzlich über kostendeckende entgelte zu fi-
nanzieren. Zuwendungen werden grundsätzlich nur an maßnahmeträger mit 
einer weit überdurchschnittlich hohen entgeltbelastung gewährt. daneben 
können Zuwendungen entgeltunabhängig als Bonusförderung für maßnahmen 
von besonderem wasserwirtschaftlichen interesse gewährt werden.

gefördert wird der zur Verringerung der gewässerbelastung und zur erreichung 
der Klimaschutzziele erforderliche ausbau von abwasseranlagen nach den 
jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem stand der technik, soweit 
sie angemessen und notwendig sind.
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neben maßnahmen der abwasserbehandlung für eine verbesserte schadstoff-
minimierung des abwassers zählen hierzu insbesondere:

 ■ die aufbereitung der anfallenden Klärschlämme (entwässerung, trocknung 
soweit unter einsatz von abwärme oder regenerativer energie) für eine ord-
nungsgemäße Verwertung oder entsorgung einschließlich der damit im Zu-
sammenhang stehenden anlagen zur gewinnung der aus den Klärgasen an-
fallenden energie, soweit eine überwiegende Verwertung als eigenenergie 
erfolgt,

 ■ die damit im Zusammenhang stehenden maßnahmen zur 
phosphorrückgewinnung,

 ■ maßnahmen für eine klimaneutrale abwasserbehandlung (energieeinspa-
rung und/oder eigenenergieerzeugung),

 ■ maßnahmen zum schutz der kritischen infrastrukturen der öffentlichen 
abwasserbeseitigung.

 ■ maßnahmen der öffentlichen abwasserinfrastruktur zum innerörtlichen 
rückhalt von niederschlagswasser, multifunktionale rückhalteräume für 
eine wassersensible stadtentwicklung („blaue oasen“), 

 ■ maßnahmen in der öffentlichen Kanalisation zur herausnahme von gering 
belastetem niederschlagswasser aus der Kanalisation und dem rückhalt die-
ses niederschlagswassers,

 ■ maßnahmen der digitalisierung zur effizienzsteigerung oder erhöhung der 
sicherheit.

 ■ daneben werden maßnahmen der öffentlichen Kanalisation gefördert, 

 ■ zum anschluss an abwasserbehandlungsanlagen, die strengere anforderun-
gen nach anhang 1 der abwasserverordnung einhalten,

 ■ zur umwandlung einer mischwasserkanalisation in eine trennkanalisation,

 ■ zur Beseitigung von Kanalschäden (renovation, erneuerung) in schmutz- 
und mischwasserkanälen mit einem nachgewiesenem sofortigem bzw. kurz-
fristigen handlungsbedarf (Zustandsklasse 0 und 1 nach dwa merkblatt 
m-149 bzw. 4 und 5 nach isYBau). 
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2.3 Förderbereich Analysen, Gutachten und Konzeptionen 

gefördert werden analysen, gutachten und Konzeptionen zur modernisierung 
von infrastruktur der wasserversorgung bzw. abwasserbeseitigung:

 ■ Feinanalysen zur ermittlung des energieeinsparpotenzials bzw. des eigenstro-
merzeugungspotenzials, insbesondere potenzialstudien für klimafreundliche 
abwasserbehandlungsanlagen bzw. trinkwasserversorgung nach der 
Kommunalrichtlinie, 

 ■ gutachten energierückgewinnung wasserversorgung, energetische optimie-
rung der wassernetze,

 ■ erstmalige einführung eines technischen sicherheitsmanagements-tsm 
(dwa m 1000, dVgw w 1000),

 ■ wasserverlustanalysen,

 ■ Kanalsanierungskonzepte (Bedarfsplanung),

 ■ machbarkeitsstudien wärmenutzung aus abwasser,

 ■ machbarkeitsstudien für eine weitergehende nährstoff- /
spurenstoffeliminierung,

 ■ gutachten, untersuchungen und Konzepte zum schutz der kritischen infra-
strukturen wasserversorgung/abwasserbeseitigung,

 ■ machbarkeitsstudien zur umsetzung von wasserwirtschaftlichen projekten 
im rahmen der wasserstoffstrategie des landes,

 ■ machbarkeitsstudien für den einsatz von Künstlicher intelligenz (Ki) in was-
serwirtschaftlichen anlagen und prozessen.

gefördert werden auch sonstige analysen, gutachten und Konzeptionen an 
denen ein besonderes wasserwirtschaftliches interesse besteht, insbesondere 
auch gutachten und erhebungen zur realisierung von maßnahmen zur Vorbe-
reitung interkommunaler Kooperationen (organisatorische und wirtschaftliche 
Bewertungen).
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2.4  Förderbereich Kooperationen Wasserversorgung-Landwirtschaft

gefördert werden maßnahmen (z. B. wasserschutzberatung, monitoring) im 
rahmen einer Kooperationsvereinbarung mit der landwirtschaft zum vorbeu-
genden schutz  oder zur Vermeidung von Beeinträchtigungen in solchen was-
serkörpern, bei denen ein guter chemischer Zustand des grundwassers ent-
sprechend den umweltzielen der wasserrahmenrichtlinie nicht erreicht ist, 
sowie in sonstigen, im hinblick auf den grundwasserschutz sensiblen, Berei-
chen unter Berücksichtigung der Verordnung (eu) nr. 1408/2013 der europäi-
schen Kommission vom 18.12.2013 über die anwendung der artikel 107 und 
108 aeuV auf de-minimis-Beihilfen im agrarsektor. 

2.5 Förderbereich Gewässer- und Flussgebietsentwicklung

2.5.1 Maßnahmen zur Gewässerrenaturierung

maßnahmen zur Verbesserung des wasserrückhaltevermögens und zur errei-
chung des guten ökologischen Zustandes der gewässer in und außerhalb von 
siedlungsbereichen werden in den einzugsgebieten der gewässer gefördert.

dies erfolgt vorrangig im hinblick auf die umsetzung der landesweiten „aktion 
Blau plus“ zur gewässerrenaturierung und der zur umsetzung der wasserrah-
menrichtlinie aufzustellenden maßnahmenprogramme. 

hierzu zählen insbesondere folgende maßnahmen:

 ■ planung, programmentwicklung und Vorarbeiten,

 ■ erstellung von Konzepten zur gewässerentwicklung und -unterhaltung,

 ■ wasserwirtschaftliche Fachpläne,

 ■ strukturverbesserung der gewässer,

 ■ wiederherstellung und Fortentwicklung naturnaher gewässerauen und 
Flusslandschaften,

 ■ gewässerbezogene naturschutzmaßnahmen (z. B. wiedervernässung von 
mooren und Quellbereichen, regeneration von Feuchtwiesen) soweit diese 
den wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen entsprechen,

 ■ erwerb, pacht oder sonstige sicherung von ufergrundstücken,
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 ■ Vertragsgewässerschutz,

 ■ Verbesserung des natürlichen wasserrückhalts in gewässern und der aue,

 ■ Verbesserung des ökologischen Zustands von stehgewässern (z. B. Belüftung 
und entschlammung), insbesondere solche mit einer Fläche größer als 50 ha 
(wrrl-stehgewässer), soweit wasserwirtschaftlich geboten, ansonsten nur 
bei besonderer wasserwirtschaftlicher notwendigkeit,

 ■ maßnahmen am gewässer zur Vermittlung von Kenntnissen über die ge-
wässer als natürliche lebensgrundlage und zur schaffung eines Bewusstseins 
für die ressource wasser,

 ■ naturnahe gewässerunterhaltungsarbeiten. 

2.5.2 Maßnahmen zur Wiederherstellung der aufwärtsgerichteten 
Durchgängigkeit 

gefördert wird die nach § 34 whg erforderliche wiederherstellung der auf-
wärtsgerichteten durchgängigkeit insbesondere zur Bewahrung und steigerung 
der Biodiversität soweit diese zur erreichung der Ziele der wrrl oder anderer 
europarechtlicher Ziele erforderlich ist. gefördert werden die herstellung von 
Fischaufstiegen (z. B. sohlgleite, raue rampe, umgehungsgerinne, Beckenpass). 
soweit dadurch eine kosteneffizientere lösung erreicht werden kann, ist auch 
die ablösung von wasserrechten zuwendungsfähig.

sofern stauanlagen im Zusammenhang mit einer zu wirtschaftlichen Zwecken 
genutzten vorhandenen wasserkraftanlage stehen, ist die Förderung auf anla-
gen bis zu einer ausbaugröße von 500 kwh und auf kleine unternehmen nach 
der Kmu-definition nach anhang i  der Verordnung (eu) nr. 651/2014 der 
Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in anwendung der artikel 107 
und 108 des Vertrags über die arbeitsweise der europäischen union (agVo) in 
der jeweils gültigen Fassung und den dort für umweltschutzbeihilfen festgeleg-
ten Beihilfeintensitäten beschränkt. 

gefördert werden nur maßnahmen an im Zeitpunkt des inkrafttretens der 
Förderrichtlinie bestehenden anlagen, die durch ein wasserrecht zugelassen 
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sind. als solche gelten auch im Betrieb befindliche anlagen, deren wasserrecht-
liche Zulassung aufgrund einer Befristung erloschen ist, wenn der antrag auf 
neuerteilung gemäß § 14 abs. 3 nr. 1 landeswassergesetz (lwg) bei der zu-
ständigen wasserbehörde gestellt worden ist und die gewerbliche Benutzung 
ununterbrochen fortgesetzt werden soll. 

neuerrichtungen von stauanlagen sind von der Förderung ausgeschlossen. 
ebenfalls nicht gefördert wird die wiederherstellung noch teilweise vorhande-
ner stauanlagen, soweit das gewässer trotz der vorhandenen teile der stauan-
lage durchgängig ist.

2.5.3    Maßnahmen zum Fischschutz an Wasserkraftanlagen

gefördert werden die nach § 35 whg erforderlichen maßnahmen zum Fisch-
schutz (z. B. rechen) sowie die herstellung von Fischabstiegen (z. B. Bypass) vor 
den wasserkraftanlagen bis zu einer ausbaugröße von 500 kwh und be-
schränkt auf kleine unternehmen nach der Kmu-definition nach anhang i der 
agVo auf der grundlage der Verordnung (eu) nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. dezember 2013 über die anwendung der artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die arbeitsweise der europäischen union auf de-minimis-Beihilfen 
(„de-minimis-Verordnung“) in der jeweils gültigen Form.

2.6 Förderbereich Beseitigung Schäden durch außergewöhnliche 
Wetterereignisse

gefördert werden maßnahmen zur Beseitigung von schäden durch außerge-
wöhnliche wetterereignisse an gewässern und anlagen mit einem außerge-
wöhnlich hohen aufwand. 

2.7 Förderbereich Stauanlagen, Wasserspeicher nach DIN 19700

gefördert wird die errichtung und Veränderung von anlagen zum ausgleich der 
wasserführung, insbesondere von stauanlagen, die der wasserspeicherung für 
die öffentliche wasserversorgung, der hochwasserrückhaltung, dem rückhalt 
von außengebietswasser oder der niedrigwasseraufhöhung dienen einschließ-
lich der wasserwirtschaftlich erforderlichen nebenanlagen.
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stauanlagen zum hochwasserrückhalt und zum rückhalt von außengebiets-
wasser werden nur gefördert, soweit sich die notwendigkeit aus einem örtli-
chen hochwasser- und starkregenkonzept ergibt.

2.8 Förderbereich Hochwasserrisikomanagement

gefördert werden:

 ■ örtliche hochwasser- und starkregenvorsorgekonzepte 
an gewässern erster, zweiter und dritter ordnung in abstimmung mit der 
zuständigen wasserbehörde (gemäß „leitfaden für die aufstellung eines ört-
lichen hochwasser- und starkregenvorsorgekonzepts“ in aktueller Fassung“) 
erarbeitete örtliche hochwasser- und starkregenvorsorgekonzepte, ein-
schließlich einer Bewertung und Beratung hinsichtlich objektbezogener 
schutzmaßnahmen in besonders gefährdeten gebieten,

 ■ die umsetzung der in örtlichen hochwasser- und starkregenvorsorgekon-
zepten aufgezeigten maßnahmen der wasserwirtschaft,

 ■ maßnahmen zum technischen hochwasserschutz 
errichtung und umgestaltung von öffentlichen hochwasserschutzanlagen an 
gewässern zweiter und dritter ordnung, insbesondere von deichen und 
hochwasserschutzmauern einschließlich der wasserwirtschaftlich erforder-
lichen nebenanlagen sofern die wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist.

 ■ maßnahmen zum technischen hochwasserschutz werden nur gefördert, 
wenn sich die notwendigkeit aus einem örtlichen hochwasser- und starkre-
genvorsorgekonzept ergibt.

2.9  Förderbereich Landwirtschaftlicher Wasserbau

gefördert werden: 

 ■ maßnahmen, die nachweislich zur Verbesserung der ökologischen ausrich-
tung von überbetrieblichen gemeinschaftsanlagen zur Frostschutzbereg-
nung oder anfeuchtenden Beregnung beitragen. insbesondere förderungsfä-
hig sind anlagen zur rückhaltung, entnahme, speicherung und Zuleitung von 
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wasser mit dem Ziel einer wasser- und energieeffizienten Feldberegnung 
und zur grundwasseranreicherung. 
Für neue anlagen sind eine digitale mengenerfassung und witterungsgesteu-
erte Beregnungstechniken Voraussetzung für eine Förderung. 
diese technischen einrichtungen dürfen nur nach Vorliegen einer wirtschaft-
lichkeitsberechnung und in regionen gefördert werden, die im langjährigen 
mittel von april bis september eine negative klimatische wasserbilanz 
aufweisen.

 ■ maßnahmen zur errichtung von gemeinschaftlichen Viehweidetränkanlagen.

2.10 Förderbereich Verbesserung der Grundwasserneubildung, des Bo-
denwasserhaushalts und des Wasserrückhalts auf der Fläche

gefördert werden außerdem maßnahmen für eine erosions- und hochwasser-
mindernde oder rückhaltende Bewirtschaftung öffentlicher Flächen, insbeson-
dere

 ■ Flächenerwerb

 ■ entsprechend profilierte wegeseitengräben, Querschläge ins gelände

 ■ mulden, Kleinstrückhalte, gräben, 

 ■ tümpel als system, gräben als verbindendes element,

 ■ geländeprofilierungen zur erhöhung des wasserrückhalts,

 ■ Verlängerung der Fließwege, Verlangsamung der abflussgeschwindigkeiten, 

 ■ naturnahe Bepflanzung zum Zweck des wasser-/treibgut- oder 
geschieberückhalts.

2.11 Förderbereich Interkommunale Zusammenarbeit bei der 
Gewässerentwicklung

gefördert werden die Kosten der erstmaligen einrichtung von Kooperationen 
für eine flussgebietsübergreifende gewässerbewirtschaftung (Zweckverbände, 
Zweckvereinbarungen etc.)
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2.12  Förderbereich Modellvorhaben, Pilotprojekte

gefördert werden grundlagenuntersuchungen, Forschungs-, entwicklungs- und 
modellvorhaben sowie pilotprojekte 

 ■ zu innovationen im Bereich der gewässerökologie,

 ■ zum erreichen der Ziele der wasserrahmenrichtlinie,

 ■ zum schutz der ressource wasser (insbes. gefährliche stoffe, antibiotikare-
sistente Keime, mikroverunreinigungen und damit im Zusammenhang ste-
hend mikroplastik),

 ■ zum Klimaschutz oder zur Klimafolgenanpassung wasserwirtschaftlicher 
maßnahmen,

 ■ für eine ökologisch verträgliche wasserkraftnutzung,

 ■ zur weiterentwicklung und digitalisierung einer nachhaltigen abwasser- bzw. 
wasserversorgungstechnik,

 ■ im Bereich des vorsorgenden gewässerschutzes oder für einen vorsorgenden 
hochwasserschutz,

an denen ein besonderes öffentliches interesse besteht.

Zu diesem Fördergegenstand zählen auch zeitlich befristete Förderungen von 
besonderem wasserwirtschaftlichen interesse (z. B. Förderprogramm trinkwas-
serbrunnen), die durch einen erlass weiter konkretisiert werden können.

2.13 Förderbereich Umweltbildung Wasser

gefördert werden maßnahmen der umweltbildung zur umsetzung der eu-
wasserrahmenrichtlinie sowie für ein Bewusstsein für eine klimaschonende 
und ressourcenschonende wasserwirtschaft an geeigneten wasserwirtschaftli-
chen projekten in abstimmung mit der Bewilligungsbehörde.
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3 Zuwendungs empFÄnger 

3.1  Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung  
(Förderbereich 2.1 bis 2.4, 2.10)

3.1.1  Körperschaften des öffentlichen Rechts 

3.1.1.1 unmittelbare maßnahmeträger

Zuwendungsempfänger in der wasserversorgung und in der abwasserbeseiti-
gung sind Körperschaften des öffentlichen rechts, die träger der pflichtaufgabe 
sind und unmittelbare rechtsbeziehungen zum Benutzer haben, sowie beste-
hende träger im sinne von § 48 abs.1 satz 4 des landeswassergesetzes (lwg).

Zuwendungsempfänger sind auch anstalten des öffentlichen rechts, soweit die 
pflichtaufgaben gemäß satz 1 auf diese weiter übertragen worden sind.

3.1.1.2  mittelbare maßnahmeträger

maßnahmeträger, die Körperschaften des öffentlichen rechts sind, jedoch 
keine unmittelbaren rechtsbeziehungen zum Benutzer haben (z. B. Zweckver-
bände mit teilfunktion), insbesondere soweit sie nur anlagen überörtlich oder 
gemeinschaftlich betreiben, können regelmäßig keine Zuwendungen erhalten.

soweit die Finanzierung ihrer maßnahmen durch die beteiligten träger nach 
nummer 3.1.1.1 erfolgt, werden die dadurch entstehenden Belastungen und die 
Baukostenzuschüsse bei diesen beteiligten trägern berücksichtigt.

ausnahmen können auf antrag der beteiligten träger zugelassen werden, wenn 
dies im interesse der solidarischen aufgabenerfüllung geboten ist und die Be-
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teiligten die Verteilung der lasten und Zuwendungen rechtswirksam vereinbart 
haben. der mittelbare maßnahmeträger kann im auftrag der beteiligten träger 
einen gemeinsamen Förderantrag stellen. gewährte Zuwendungen sind in 
diesem Fall ungekürzt an die beteiligten träger weiter zu leiten.

Bei länderübergreifenden maßnahmen können für die rheinland-pfälzischen 
träger fiktive Baukostenzuschüsse als zuwendungsfähige Kosten ermittelt oder 
sonstige geeignete Zuwendungsregelungen getroffen werden.

3.1.2  Sonstige Zuwendungsempfänger

unternehmen der gewerblichen wirtschaft können Zuwendungen für ausge-
wählte maßnahmen von besonderem wasserwirtschaftlichen interesse erhal-
ten, soweit die Vorgaben der Verordnung (eu) nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. dezember 2013 über die anwendung der artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die arbeitsweise der europäischen union auf de-minimis-Beihil-
fen („de-minimis-Verordnung“) in der jeweils gültigen Form erfüllt sind und die 
Förderung die gezogenen grenzen nicht übersteigt.

3.2  Gewässermaßnahmen, Hochwasserschutz  
(Förderbereich 2.5 bis 2.8, 2.10)

Zuwendungen können grundsätzlich nur an Körperschaften des öffentlichen 
rechts gegeben werden, die wasserwirtschaftliche maßnahmen im sinne die-
ser Verwaltungsvorschrift als pflichtaufgabe oder als träger öffentlicher aufga-
ben durchführen; Zuwendungsempfänger nach dieser Vorschrift sind auch 
anstalten des öffentlichen rechts, soweit die pflichtaufgaben gemäß halbsatz 
1 auf diese übertragen worden sind. 

ausnahmen können in begründeten Fällen und mit Zustimmung des trägers der 
pflichtaufgabe zugelassen werden.
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4 Zuwendungs- 
VoraussetZung

4.1 Allgemeine Bestimmungen

gefördert werden grundsätzlich nur maßnahmen, die in das von der Bewilli-
gungsbehörde (nummer 6.1) aufgestellte mittelfristige investitionsprogramm 
(mip) aufgenommen sind.

Zuwendungen für Baumaßnahmen sollen nur bewilligt werden, wenn im einzel-
fall die zuwendungsfähigen ausgaben mindestens 12.500 eur und die Zuwen-
dung mindestens 5.000 eur betragen (nr. 1.2 der VV-lho zu § 44 teil ii). 

dies gilt nicht in den Förderbereichen 2.3 bis 2.13, soweit an der umsetzung 
dieser maßnahmen ein besonderes wasserwirtschaftliches interesse besteht. 

4.2  Umweltgerechte Ausgestaltung, Notwendigkeit, Angemessenheit

gefördert werden nur maßnahmen, die in hohem maße wasserwirtschaftli-
chen und ökologischen Zielsetzungen entsprechen, die notwendig sind und bei 
denen die Kosten der maßnahme in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
angestrebten nutzen stehen.

4.3 Demografischer Wandel, Klimawandel, Klimaschutz

Bei allen wasserwirtschaftlichen maßnahmen der infrastruktur sind die auswir-
kungen des demografischen wandels für den jeweiligen siedlungsraum zu 
berücksichtigen und angepasste, flexible lösungen zum einsatz zu bringen.
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die Folgen des Klimawandels sind bei der Konzeption wasserwirtschaftlicher 
maßnahmen angemessen zu berücksichtigen. die mit der maßnahme realisier-
baren Klimaschutzpotentiale sollen zur umsetzung gebracht werden.

maßnahmeträger im Bereich der öffentlichen wasserversorgung, die über-
durchschnittlich hohe reale wasserverluste ausweisen, werden Zuwendungen 
nach Ziffer 5.1.1 nur unter der auflage gewährt, dass eine wasserverlustanalyse 
durchzuführen und ein umsetzungsplan zur reduzierung der Verluste erarbei-
tet und vorgelegt wird.

4.4 Finanzierung, Nutzung

4.4.1  Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung  
(Förderbereich 2.1 bis 2.4, 2.10)

Zuwendungen für investitionen in der wasserversorgung und in der abwasser-
beseitigung werden einem träger grundsätzlich nur im rahmen seiner entgelt-
belastung gewährt, soweit dies nicht nach Ziffer 5.1 für gesonderte Bonus-Zu-
schüsse erfolgt. die entgeltbelastung ist anhand des geprüften 
Jahresabschlusses nachzuweisen. 

maßgeblich ist das wirtschaftsjahr, zwei Jahre vor dem Zeitpunkt der Bewilli-
gung. 

der nachweis ist mit einem Bestätigungsvermerk des wirtschaftsprüfers ent-
sprechend dem muster nach anlage 2 oder der anlage 3 zu erbringen.

grundlage hierfür ist der nach den Bestimmungen der eigenbetriebs- und an-
staltsverordnung (eiganVo) vom 5. oktober 1999 (gVBl. s. 373, Bs 2020-1-10) 
unter Beachtung der maßgaben des Kommunalabgabengesetzes (Kag) vom 20. 
Juni 1995 (gVBl. s. 175), zuletzt geändert durch artikel 1 des gesetzes vom 
05.05.2020 (gVBl. s. 158), Bs 610-10, und des § 3 abs. 2 der Kommunalabga-
benverordnung (KaVo) vom 11. Januar 1996 (gVBl. s. 67), geändert durch art. 
59 euro-anpassungsverordnung rheinland-pfalz vom 28. august 2001 (gVBl s. 
210), Bs 610-10-1, aufgestellte letzte geprüfte und genehmigte Jahresabschluss. 

die Zuwendungsempfänger bzw. ihre einrichtungen (z. B. eigenbetriebe, eigen-
gesellschaften) dürfen jedoch nicht in den letzten fünf Jahren gewinne oder 
überschüsse an den allgemeinen haushalt der träger, mitglieder oder gesell-
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schafter abgeführt oder in den letzten zehn Jahren vor der Bewilligung eigenka-
pital zurückgezahlt haben, es sei denn, diese Beträge werden in die einrichtun-
gen (wasserversorgung, abwasserbeseitigung) wieder eingelegt. 

Zur angemessenen Kostendeckung der wasserdienstleistungen (artikel 9 der 
wasserrahmenrichtlinie), muss das anhand des geprüften Jahresabschlusses 
nachzuweisende entgeltaufkommen zumindest einen umfang von 90 v.h. 
(mindestkostendeckung) des jeweiligen entgeltbedarfs i betragen. 

wird dieser wert nicht erreicht, wird eine Zuwendung nur unter dem Vorbehalt 
gewährt, dass in den folgenden zwei Jahren die mindestkostendeckung nach-
weislich erreicht ist. 

ansonsten kann die Zuwendung zurückgefordert werden. 

das für die wasserwirtschaftliche Förderung zuständige ministerium kann ab-
weichend der vorstehenden regelungen der nummer 4.4.1 in besonders be-
gründeten einzelfällen maßnahmen fördern, etwa 

 ■ zur sicherung vertretbarer entgelte aus strukturpolitischen gründen, insbe-
sondere soweit sich durch große Bauprojekte in den Förderbereichen 2.1 und 
2.2 mit den binnen 3 Jahren beim jeweiligen maßnahmenträger anfallenden 
investitionskosten von mehr als 5,0 mio. eur besondere Belastungen für die 
entgelte ergeben,

 ■ bei einem besonderen interesse des landes im rahmen der interkommu-
nalen Zusammenarbeit. 

hierbei sind die finanzielle leistungsfähigkeit der kommunalen gebietskörper-
schaften und die vorhandene entgeltbelastung zu berücksichtigen („großinves-
titionsbonus“).

4.4.2 Gewässermaßnahmen, Hochwasserschutz  
(Förderbereich 2.5 bis 2.8, 2.10)        

der maßnahmeträger hat eigene Finanzierungsmöglichkeiten, Kostenerstattun-
gen sowie andere Finanzhilfen voll auszuschöpfen und auf anforderung nachzu-
weisen, dass er die gewässer oder anlagen in den letzten zehn Jahren ord-
nungsgemäß unterhalten hat.
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Zum ablösen bestehender naturschutz- oder wasserrechtlicher ausgleichs- 
oder ersatzverpflichtungen kann nur der dem eigenanteil des maßnahmeträ-
gers entsprechende anteil berücksichtigt werden.

4.5 Wirtschaftlichkeit

der maßnahmeträger hat darzulegen, dass die kosteneffizienteste lösung ge-
wählt worden ist. 

die wirtschaftlichkeit der vorgesehenen investitionen muss unabhängig von 
der gewährung einer Zuwendung gegeben sein.

Bei Baumaßnahmen der wasserversorgung und abwasserbeseitigung mit ei-
nem investitionsvolumen über 100.000 eur soll eine Förderung nur erfolgen, 
wenn aus mehreren alternativen die Vorzugslösung durch eine dynamische 
Kostenvergleichsrechnung (dwa-m816) ermittelt worden ist.

Bei maßnahmen der gewässer- und Flussgebietsentwicklung und technischen 
hochwasserschutzmaßnahmen mit vorgesehenen investitionskosten von mehr 
als 500.000 eur muss bereits nach der hoai-leistungsphase ii die notwen-
digkeit und angemessenheit der maßnahme mit der Bewilligungsbehörde ab-
gestimmt werden.

maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen leistungsfähigkeit des 
maßnahmeträgers (z. B. einsparung von energiekosten, Betriebskosten), sollen 
sich spätestens innerhalb der in nummer 6.5 genannten Fristen amortisieren.

die gewährung von Zuwendungen nach Ziffer 5.1.1 und 5.1.2 für maßnahme-
träger, bei denen aufgrund des vorhandenen hohen entgeltbedarfs Zuschüsse 
gewährt werden, setzt eine teilnahme an dem landesweiten Benchmarking-
projekt innerhalb der letzten drei Jahre voraus bzw. die selbstverpflichtung zu 
erklären, das eine teilnahme an dem nächsten Benchmarking-projekt erfolgt.

4.6 Rechtliche Zulässigkeit

Für die zu fördernden maßnahmen müssen spätestens zum Zeitpunkt der mit-
telbewilligung die erforderlichen wasserrechtlichen Zulassungen bestandskräf-
tig sowie die sonstigen rechtlichen Voraussetzungen für den Bau und Betrieb 
der anlage erfüllt sein.
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die erforderliche stellungnahme der Kommunalaufsichtsbehörde nach nr. 3.5.1 
der VV-lho zu § 44 teil ii, anlage 2, muss für Baumaßnahmen vorliegen. die 
stellungnahme nach satz 2 ist entbehrlich, soweit der maßnahmeträger den zu 
finanzierenden eigenanteil vollständig über gebühren abdeckt und der ge-
samtbetrag der investitionen weniger als 100.000 eur beträgt. im Zuwen-
dungsbescheid ist eine entsprechende erklärung aufzunehmen.

4.7 Teilung, Zusammenfassung

über einen längeren Zeitraum sich erstreckende maßnahmen sind in funktions- 
bzw. genehmigungsfähige abschnitte aufzuteilen, die sich höchstens über einen 
Zeitraum von fünf Jahren erstrecken sollen. 

eine aufteilung in mehrere maßnahmen ist erforderlich, wenn ein Vorhaben 
unterschiedliche Fördergegenstände betrifft. im Falle der nummern 2.5 und 
2.6 können die planungskosten eigenständig gefördert werden.

die Zusammenfassung zu einer maßnahme setzt den räumlichen und funktio-
nalen Zusammenhang der teil-maßnahmen voraus.

4.8 Verpflichtungen der Maßnahmeträger

4.8.1 Auftragsvergabe

der maßnahmeträger verpflichtet sich, die zuständige obere wasserbehörde 
über die Vergabe (Vergabeart, submissionsergebnis, auftragnehmer), den Bau-
beginn und die Beendigung unverzüglich zu unterrichten.  

4.8.2 Daten, Pläne

der maßnahmeträger verpflichtet sich, sämtliche daten einschließlich aller 
vorhandenen pläne aus dem Bereich der durch Zuwendungen geförderten oder 
zu fördernden maßnahmen auf anforderung unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen.
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4.8.3 Auflagen, Bedingungen, Forderungen

der maßnahmeträger verpflichtet sich, auflagen und Bedingungen der Bewilli-
gungsbehörde oder Forderungen aus einer rechnungsprüfung der maßnahme 
unverzüglich zu erfüllen.

4.8.4 Barrierefreiheit

der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei geförderten baulichen maß-
nahmen unter Berücksichtigung der baufachlichen prüfung die grundsätze des 
barrierefreien Bauens, insbesondere die einschlägigen Bestimmungen der lan-
desbauordnung sowie die für die maßnahme wesentlichen normen zu beach-
ten. 

4.8.5 Vergaberecht

der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die einschlägigen vergaberechtli-
chen Bestimmungen einzuhalten.

4.8.6 Beihilferecht, Quersubventionen

Zuwendungen für Baumaßnahmen in der wasserversorgung und in der abwas-
serbeseitigung sind nach Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der 
staatlichen Beihilfe im sinne des art. 107 abs. 1 aeuV (2016/c262/01, randnr. 
221 in Verbindung mit den randnr. 211 und 212) keine Beihilfen im sinne von 
art. 107 abs. 1 aeuV, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

 ■ die geförderte infrastruktur ist keinem unmittelbaren wettbewerb 
ausgesetzt.

 ■ in dem geförderten wirtschaftszweig werden regelmäßig nur vernachlässig-
bar kleine private Finanzierungsmittel aufgebracht.

 ■ die geförderte infrastruktur begünstigt nicht selektiv ein bestimmtes unter-
nehmen oder einen bestimmten wirtschaftszweig.

 ■ die gewährte Zuwendung kann nicht für die direkte oder indirekte subventi-
onierung anderer wirtschaftlicher tätigkeiten einschließlich des Betriebs der 
infrastruktur verwendet werden.
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gewährte Zuwendungen dürfen nicht zur Quersubventionierung oder mittel-
baren subventionierung anderer wirtschaftstätigkeiten genutzt werden. 

soweit der eigentümer der wasser- oder abwasserinfrastruktur eine andere 
wirtschaftliche tätigkeit ausübt, müssen getrennte Bücher geführt werden, in 
denen die Kosten und einnahmen ordnungsgemäß nachgewiesen werden und 
gewährleistet ist, dass öffentliche Zuwendungen nicht für andere tätigkeiten 
verwendet werden. 

Zuwendungen für maßnahmen nach Ziffer 2.5 zur herstellung der durchgän-
gigkeit können auf der grundlage des art. 36 agVo gewährt werden. Für die 
nach der agVo freigestellten Beihilfen gilt die Berichtspflicht des art. 11 agVo. 
es wird darauf hingewiesen, dass informationen über jede einzelbeihilfe von 
über 500.000 euro gemäß art. 9 agVo auf einer ausführlichen Beihilfe-websi-
te zu veröffentlichen sind.

soweit für maßnahmen nach Ziffer 2.5.2 nach der agVo freigestellte Beihilfen 
gewährt werden, dürfen diese nicht mit de-minimis-Beihilfen für maßnahmen 
zum Fischschutz an wasserkraftanlagen für dieselben beihilfefähigen Kosten 
kumuliert werden. eine Kumulierung kommt nur in Betracht, wenn die jeweili-
gen investitionen auf getrennte investitionsentscheidungen gestützt werden 
und mit klar abgegrenzten Kosten realisiert werden.

4.8.7  Erfolgsnachweis

nach abschluss des gesamtvorhabens ist entsprechend den nebenbestim-
mungen des Zuwendungsbescheids zu überprüfen, ob der erfolg der Förderung 
erreicht wurde. hierzu ist für Baumaßnahmen ein geeigneter nachweis vom 
antragsteller mit dem schlussverwendungsnachweis vorzulegen, der den erfolg 
plausibel verdeutlicht. dabei ist der Zustand vor und nach der umsetzung der 
maßnahme zu dokumentieren und der erreichte erfolg gemessen an den in 
Ziffer 1.2 enthaltenen Zuwendungszielen zu beschreiben.  

4.8.8 Grundbuchliche Sicherung

der erwerb oder die sonstige sicherung von ufergrundstücken ist durch eine 
eintragung in das grundbuch (beschränkt persönliche dienstbarkeit) zu guns-
ten des landes rheinland-pfalz zu sichern. die Beantragung der eintragung soll 
mit dem schlussverwendungsnachweis belegt werden und der nachweis ist 
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spätestens 3 Jahre nach erwerb der Bewilligungsbehörde vorzulegen, ansonsten 
kann die gewährte Zuwendung zurückgefordert werden. 

ufergrundstücke dürfen nur zum Zweck der naturnahen erhaltung und entwick-
lung der gewässer verwendet werden.

4.8.9 Öffentlichkeitswirksamkeit

Bei maßnahmen von besonderem wasserwirtschaftlichen interesse kann die 
aufstellung eines Bauschildes oder einer infotafel nach näherer maßgabe der 
wasserbehörde im Zuwendungsbescheid als auflage vorgesehen werden. 

4.8.10 Verrechnung mit der Abwasserabgabe

Bei Vorhaben, deren investitionsausgaben mit der abwasserabgabe verrechnet 
werden können, ist die maximal verrechenbare abwasserabgabe bei den inves-
titionskosten zur Festlegung der zuwendungsfähigen Kosten immer in abzug zu 
bringen. eine Förderung erfolgt nur, wenn die investitionsausgaben 200 prozent 
des für eine Verrechnung zur Verfügung stehenden Betrages an abwasserabga-
be übersteigen. der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, empfangene Zu-
wendungen in der erklärung zur Verrechnung von investitionen mit der abwas-
serabgabe anzugeben. im schlussverwendungsnachweis sind erfolgte 
Verrechnungen zu berücksichtigen.

4.8.11  Mehrkosten

soweit sich bei den im Förderantrag veranschlagten investitionskosten Kosten-
steigerungen um mehr als 20 v.h. ergeben, ist der Finanzierungsplan zwingend 
durch einen aktualisierungsantrag (Ziffer 6.2) anzupassen. eine Förderung 
dieser mehrkosten setzt eine Zustimmung der Bewilligungsbehörde voraus.

sonstige mehrkosten unterhalb einer Kostensteigerung von bis zu 20 v.h. kön-
nen mit dem schlussverwendungsnachweis geltend gemacht werden. sie müs-
sen spätestens bis zum ablauf des auf die prüfung des Verwendungsnachweises 
folgenden Jahres mit einem Förderantrag beantragt werden.
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5 art, höhe und umFang 
der Zuwendungen

5.1 Art und Höhe der Zuwendungen

die gewährung der Zuwendungen erfolgt auf der grundlage der geschätzten 
investitionsaufwendungen sowie der entgeltbelastungsberechnung gemäß 
nummer 4.4.1 als projektförderung im wege der anteilsfinanzierung. in geeig-
neten Fällen kann eine Festbetragsfinanzierung erfolgen.

Veränderungen in der entgeltbelastung nach der Bewilligung bleiben unberück-
sichtigt; nachbewilligungen sind ausgeschlossen. 

anstelle von landesdarlehen können auch darlehen aus dem Zinszuschusspro-
gramm gewährt werden. das land trägt die Zinsen in voller höhe für das 
Fremdkapital, das der maßnahmeträger anstelle von darlehen aufnimmt. die 
jeweiligen darlehensbedingungen werden von dem für Finanzen zuständigen 
ministerium mit den Kreditinstituten vereinbart. die Zahlstellenfunktion zur 
abwicklung der Zins- und tilgungsleistungen erfolgt durch das für die wasser-
wirtschaftliche Förderung zuständige ministerium.

soweit Zuwendungen als darlehen je maßnahme bis zu insgesamt 300.000 
eur vorgesehen sind, kann das darlehen in einen äquivalenten Zuschuss (ent-
sprechend dem gewährten subventionsvorteil) umgewandelt und entspre-
chend bewilligt werden. sofern in diesen Fällen zugleich bereits ein Zuschuss 
vorgesehen ist (hoher egB i oder Bonusförderung), erfolgt eine Zusammenfas-
sung als Zuschuss. 
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5.1.1  Wasserversorgung (Förderbereich 2.1)

Belastungsabhängige regelförderung

Für maßnahmen der wasserversorgung werden Zuwendungen grundsätzlich in 
Form von darlehen gewährt. die darlehen sind zinslos und mit 3 v.h. jährlich 
nach zwei tilgungsfreien Jahren zu tilgen.

die höhe beträgt ab einem jährlichen entgeltbedarf (egB i)

•	 von mehr als 2,30 eur/m³: 30 v.h. darlehen

•	 von mehr als 2,60 eur/m³: 50 v.h. darlehen

•	 von mehr als 2,90 eur/m³: 70 v.h. darlehen

•	 von mehr als 3,20 eur/m³: 60 v.h. darlehen zuzüglich 20 v.h. Zuschuss

•	 von mehr als 3,50 eur/m³: 50 v.h. darlehen zuzüglich 30 v.h. Zuschuss

der darlehenssatz erhöht sich jeweils um 5 v.h. 

 ■ für maßnahmeträger (Benchmarking-Bonus), wenn diese in den letzten drei 
Jahren vor antragstellung an dem landesweiten leistungsvergleich (Bench-
marking wasserwirtschaft) teilgenommen haben und damit in besonderem 
maße bemüht sind, die technische und wirtschaftliche leistungsfähigkeit zu 
verbessern,

 ■ für maßnahmen die durch interkommunale Zusammenarbeit zwischen maß-
nahmeträgern umgesetzt und gemeinsam anteilig finanziert werden.

soweit der entgeltbedarf (egB i) unterhalb von 2,30 eur/m³ liegt, kann bei 
diesen maßnahmen abweichend von nummer 4.4.1 ein darlehen von 30 v.h. 
gewährt werden.

belastungsunabhängige bonusförderung
sofern maßnahmen der wasserversorgung in besonderem maße dazu beitra-
gen, wasserwirtschaftliche Zielsetzungen zu erreichen, können unabhängig von 
der regelförderung Zuschüsse gewährt werden:

„KliMa-bonus“ 

 ■ für geeignete energieeffizienz-maßnahmen der wasserversorgungsinfra-
struktur, mit denen der spezifische elektrische gesamtverbrauch maßgeb-
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lich verringert bzw. die eigenenergieerzeugung als integraler Bestandteil der 
wasserversorgungsinfrastruktur maßgeblich gesteigert wird. die erreichte 
energieeinsparung bzw. eigenenergieerzeugung muss dabei mindestens 
10.000 kg co2 im Jahr betragen. 
die höhe des Zuschusses richtet sich nach der Fördereffizienz der gewährten 
Zuwendung für den Klimaschutz (bezogen auf einen Zeitraum von 20 Jahren)

•	 co2-effizienz größer gleich 150 eur/t co2  15 v.h. Zuschuss

•	 co2-effizienz größer 100 und kleiner 150 eur/t co2 20 v.h. Zuschuss

•	 co2-effizienz kleiner gleich 100 eur/t co2  25 v.h. Zuschuss

die zuwendungsfähigen Kosten sind für diesen Bonus im einzelfall für die 
jeweils maßgeblichen energierelevanten anlagenteile abzugrenzen.

 ■ für neue trinkwasser-Verbundleitungen zu anderen maßnahmenträgern zur 
erhöhung der Versorgungssicherheit bei wasserknappheit: 20 v.h. Zuschuss.

„KritiS-bonus“ 

für geeignete maßnahmen zur erhöhung der resilienz der wasserversorgung 
(z. B. notstromaggregate, Fernüberwachung, it-sicherheit), die auf der grund-
lage von gutachten nach Ziffer 2.3 zur umsetzung kommen  
15 v.h. Zuschuss 
20 v.h. Zuschuss für unternehmen mit gültiger tsm-Bestätigung

Für maßnahmen zum erhalt von historisch bedeutsamen wasserwirtschaftli-
chen anlagen bis zu 90 v.h. Zuschuss, begrenzt auf einen höchstwert von 
75.000 eur.

5.1.2  Abwasserbeseitigung (Förderbereich 2.2)

belastungsabhängige Regelförderung
Für maßnahmen der abwasserbeseitigung werden Zuwendungen grundsätzlich 
in Form von darlehen gewährt. die darlehen sind zinslos und mit drei v.h. jähr-
lich nach zwei tilgungsfreien Jahren zu tilgen.

die höhe beträgt ab einem jährlichen entgeltbedarf (egB i) 

•	 von mehr als 170,00 eur/e:   30 v.h. darlehen
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•	 von mehr als 200,00 eur/e:   50 v.h. darlehen

•	 von mehr als 230,00 eur/e:   70 v.h. darlehen

•	 von mehr als 260,00 eur/e:   60 v.h. darlehen zuzüglich 20 v.h. Zuschuss

•	 von mehr als 300,00 eur/e:   50 v.h. darlehen zuzüglich 30 v.h. Zuschuss

dabei erhöht sich der darlehenssatz jeweils um 5 v.h. 

 ■ für maßnahmeträger, wenn diese in den letzten drei Jahren vor antragstel-
lung an dem landesweiten leistungsvergleich (Benchmarking wasserwirt-
schaft) teilgenommen haben und damit in besonderem maße bemüht sind, 
die technische und wirtschaftliche leistungsfähigkeit zu verbessern,

 ■ für maßnahmen die durch interkommunale Zusammenarbeit zwischen maß-
nahmeträgern nach Ziffer 3.1.1. betrieben, umgesetzt und gemeinsam antei-
lig finanziert werden.

soweit der entgeltbedarf (egB i) unterhalb von 170 eur/e liegt, kann bei die-
sen maßnahmen abweichend von nummer 4.4.1 ein darlehen von 30 v.h. 
gewährt werden.

belastungsunabhängige bonusförderung
sofern maßnahmen der abwasserbeseitigung in besonderem maße dazu bei-
tragen, wasserwirtschaftliche Zielsetzungen zu erreichen, können unabhängig 
von der regelförderung Zuschüsse gewährt werden:

„Wrrl-bonus“ 

für maßnahmeträger, bei denen zum erreichen der umweltziele der wasserrah-
menrichtlinie in der jeweiligen Flussgebietseinheit eine über den stand der 
technik hinausgehende abwasserbehandlung nachweislich erforderlich und 
geeignet ist. die eingeleitete nährstofffracht muss durch diese maßnahmen 
mindestens um 20 v.h. reduziert werden.

die höhe beträgt:

 ■ für maßnahmen zum anschluss an Kläranlagen mit strengeren anforderun-
gen nach anhang 1 abwVo an die elimination von stickstoff bzw. phosphor 
20 v.h. Zuschuss
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 ■ für weitergehende mischwasserbehandlung (retentionsbodenfilter)   
20 v.h. Zuschuss

 ■ für maßnahmen zur gezielten phosphorelimination:

•	 Fällung, Fällungsoptimierung 20 v.h. Zuschuss

•	 Flockungsfiltration    30 v.h. Zuschuss

der Fördersatz kann um weitere 10 v.h. Zuschuss erhöht werden, wenn die von 
der Bewilligungsbehörde festgelegten Betriebs- bzw. Jahresmittelwerte durch 
die maßnahme um mehr als 30 v.h. unterschritten werden.

 ■ für maßnahmen zur gezielten elimination organischer spurenstoffe in ab-
hängigkeit der ausbaugröße der Kläranlage:   50 v.h. Zuschuss, 

begrenzt auf einen höchstwert, der sich wie folgt bemisst:

•	 für Kläranlagen mit einer ausbaugröße bis 20.000 ew: 
höchstwert [eur] = 350.000 + 20 * Zahl der angeschlossenen ew

•	 für Kläranlagen mit einer ausbaugröße über 20.000 ew: 
höchstwert [eur] = 500.000 + 15 * Zahl der angeschlossenen ew

„KliMa-bonus“ 

 ■ für geeignete energieeffizienz-maßnahmen der abwasserinfrastruktur mit 
denen der spezifische elektrische gesamtverbrauch um mehr als 20 v.h. re-
duziert werden kann, sowie für geeignete eigenenergieerzeugungs-maßnah-
men mit denen die elektrische eigenenergieerzeugungsrate als integraler Be-
standteil der abwasserbehandlungsanlagen um mehr als 20 v.h. gesteigert 
wird, soweit diese nicht maßgeblich über die eigenbedarfsdeckung hinaus-
geht. die erreichte energieeinsparung bzw. eigenenergieerzeugung muss 
mindestens 10.000 kg co2 im Jahr betragen. 
die höhe des Zuschusses richtet sich nach der Fördereffizienz der gewährten 
Zuwendung für den Klimaschutz (bezogen auf einen Zeitraum von 20 Jahren)

•	 co2-effizienz größer gleich 150 eur/t co2  15 v.h. Zuschuss

•	 co2-effizienz größer 100 und kleiner 150 eur/t co2 20 v.h. Zuschuss

•	 co2-effizienz kleiner gleich 100 eur/t co2  25 v.h. Zuschuss 
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Für abwasserbehandlungsanlagen die den Zielwert der Kommunalrichtlinie 
von 23 kwh/einwohnerwerten überschreiten wird ein Klimabonus von mehr 
als 100.000 eur nur gewährt, sofern die vorgesehene maßnahme Bestand-
teil der umsetzungsempfehlungen für Klimaschutzmaßnahmen einer bereits 
erstellten potentialstudie ist oder eine solche binnen Jahresfrist beauftragt 
wird. 

 ■ für maßnahmen der öffentlichen abwasserinfrastruktur zum rückhalt von 
niederschlagswasser, multifunktionale rückhalteräume für eine wassersen-
sible stadtentwicklung und maßnahmen in der öffentlichen Kanalisation zur 
herausnahme von gering belastetem niederschlagswasser aus der Kanalisa-
tion und dem rückhalt dieses niederschlagswassers  15 v.h. Zuschuss

„KritiS-bonus“ 

für geeignete maßnahmen zur erhöhung der resilienz der abwasserbeseitigung 
(z. B. notstromaggregate, Fernüberwachung, it-sicherheit), die auf der grund-
lage von gutachten nach Ziffer 2.3 zur umsetzung kommen  
15 v.h. Zuschuss 
20 v.h. Zuschuss für unternehmen mit gültiger tsm-Bestätigung

eine gleichzeitige anwendung von Boni kommt nicht in Betracht. die zuwen-
dungsfähigen Kosten sind im einzelfall für die jeweils maßgeblichen anlagentei-
le abzugrenzen. 

soweit sich im einzelfall durch Kombination von darlehen und Zuschüssen eine 
Zuwendung mit einem Fördersatz von mehr als 100 v.h. ergibt, wird der vorge-
sehene darlehensanteil entsprechend reduziert.

Zuwendungsempfänger nach nummer 3.1.2 können Zuwendungen nur als 
Zuschüsse bis zu 50 v.h. erhalten.

5.1.3  Analysen, Gutachten und Konzeptionen (Förderbereich 2.3):

bis zu 70 v.h. Zuschuss, insgesamt maximal 150.000 eur Zuschuss

die Zuwendungen für Kanalsanierungskonzepte sind begrenzt auf insgesamt 
75.000 eur je maßnahmenträger.
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die Kosten der sich aus diesen erhebungen ergebenden notwendigen maßnah-
men können entsprechend der in den Förderbereichen 2.1, 2.2 bzw. 2.5 festge-
legten Fördersätzen gefördert werden.

die Kosten einer erstmaligen tsm-überprüfung (technisches sicherheitsma-
nagement) können mit einem pauschalen Festbetrag gefördert werden:

•	 wasserversorgung           5.000 eur

•	 abwasserbeseitigung       6.000 eur

5.1.4  Kooperationen Wasserversorgung-Landwirtschaft  
(Förderbereich 2.4)

maßnahmen im rahmen einer Kooperationsvereinbarung mit der landwirt-
schaft: bis zu 30 v.h. Zuschuss 

5.1.5  Gewässer- und Flussgebietsentwicklung (Förderbereich 2.5)

Förderbereich 2.5.1:
Für maßnahmen in oberflächenwasserkörpern, die die Bewirtschaftungsziele 
nach 

•	 § 27 whg noch nicht erreicht haben: bis zu 90 v.h. Zuschuss

•	 soweit diese maßnahmen in abstimmung mit der naturschutzbehörde in 
besonderem maße geeignet sind die wasserbezogenen Ziele der Fauna-Flo-
ra-habitat (FFh)-richtlinie zu unterstützen: bis zu 95 v.h. Zuschuss 

•	 Für maßnahmen mit besonders wirtschaftlicher Bauweise (z. B. ingenieur-
biologische Bauweise), bei denen die spezifischen Kosten unter 200 eur je m 
renaturierter gewässerstrecke liegen:  bis zu 100 v.h. Zuschuss

•	 Für maßnahmen in oberflächenwasserkörpern, die die Bewirtschaftungszie-
le nach § 27 whg bereits erreicht haben, kommt eine Förderung nur aus-
nahmsweise, bei Vorliegen besonderer gründe und nach art und umfang 
des erreichens sonstiger bedeutender Ziele der aktion Blau plus in Betracht.

•	 die Bewilligungsbehörde kann Kostenrichtwerte festlegen, mit denen der 
höchstwert der Förderung für die jeweilige maßnahme (lage, gebietskulisse, 
einzugsgebietsgröße) bestimmt wird.
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•	 maßnahmen der naturnahen unterhaltung werden nur auf der grundlage ei-
nes mit der oberen wasserbehörde abgestimmten ökologischen unterhal-
tungskonzeptes gefördert.

Förderbereich 2.5.2:
•	 maßnahmen zur wiederherstellung der aufwärtsgerichteten durchgängig-

keit      bis zu 90 v.h. Zuschuss

•	 soweit diese maßnahmen in abstimmung mit der naturschutzbehörde in 
besonderem maße geeignet sind die wasserbezogenen Ziele der Fauna-Flo-
ra-habitat (FFh)-richtlinie zu unterstützen: bis zu 95 v.h. Zuschuss

•	 Für stauanlagen, die im Zusammenhang mit zu wirtschaftlichen Zwecken 
genutzten vorhandenen wasserkraftanlagen stehen bis zu 60 v.h. Zuschuss

Förderbereich 2.5.3:
•	 maßnahmen zum Fischschutz an wasserkraftanlagen bis zu 85 v.h.  

Zuschuss begrenzt auf einen maximal zulässigen gesamtbetrag innerhalb 
von drei steuerjahren von 200.000 eur.

5.1.6  Beseitigung Schäden durch außergewöhnliche Wetterereignisse 
(Förderbereich 2.6)

 ■ Beseitigung von schäden durch außergewöhnliche wetterereignisse an ge-
wässern und gewässerbezogenen anlagen, soweit die von der wasserbehör-
de als zuwendungsfähig anerkannten Kosten über 12.500 eur liegen. 
bis zu 50 v.h. Zuschuss

5.1.7 Stauanlagen (Hochwasser, Außengebietswasser), Wasserspeicher 
(Förderbereich 2.7)

bis zu 80 v.h. Zuschuss in abhängigkeit von der wasserwirtschaftlichen Bedeu-
tung, beispielsweise

•	 der art und umfang der auswirkung auf unterlieger (sachgüter, leben)

•	 dem umfang der nachgewiesenen wirtschaftlichkeit (Kosten im Vergleich 
zu vermeidbaren schäden)

•	 der Bemessungsgrundlagen

•	 der art und größe der anlage
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5.1.8  Hochwasserrisikomanagement (Förderbereich 2.8)

 ■ technischer hochwasserschutz: bis zu 60 v.h. Zuschuss

 ■ örtliche hochwasser- und starkregenvorsorgekonzepte:    
 bis zu 90 v.h. Zuschuss 

 ■ Fortschreibung unter nachweis einer weitgehenden umsetzung   
bis zu 60 v.h. Zuschuss

5.1.9  Landwirtschaftlicher Wasserbau (Förderbereich 2.9)

 ■ ökologisch konzipierte Beregnungsanlagen  bis zu 50 v.h. Zuschuss

 ■ Viehweidetränkanlagen   bis zu 60 v.h. Zuschuss

5.1.10 Verbesserung der Grundwasserneubildung, des Bodenwasserhaus-
halts und des Wasserrückhalts (Förderbereich 2.10)

 ■ maßnahmen außerhalb von stauanlagen nach 5.1.7 bis zu 70 v.h. Zuschuss, 
insgesamt maximal 250.000 eur Zuschuss je maßnahmenträger.

5.1.11 Interkommunale Zusammenarbeit bei der Gewässerentwicklung 
(Förderbereich 2.11)

 ■ gewässerkooperationen    
bis zu 90 v.h. Zuschuss, begrenzt aufzuwendungsfähigen Kosten in höhe 
von bis zu 200.000 eur über einen Zeitraum von 3 Jahren.

5.1.12 Modellvorhaben, Pilotprojekte, Sondermaßnahmen  
(Förderbereich 2.12)

   bis zu 90 v.h. Zuschuss

die höhe der Förderung richtet sich nach 

•	 der wasserwirtschaftlichen und strukturpolitischen Bedeutung,

•	 der Qualität des gesamtkonzeptes,

•	 der übertragbarkeit der ergebnisse,

•	 dem innovativen ansatz,

•	 der finanziellen leistungsfähigkeit des maßnahmeträgers.
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sofern an der umsetzung der maßnahme ein außerordentliches landesinteres-
se besteht und die maßnahme anders nicht zu realisieren ist, kann in besonde-
ren einzelfällen ein 100 v.h. Zuschuss gewährt werden.

Für zeitlich befristete sonderförderprogramme (z. B. trinkwasserbrunnen, 
Benchmarking, hochwasserschäden etc.) kann die Bewilligungsbehörde die 
dauer, art und höhe der Förderung gesondert durch einen entsprechenden 
erlass festlegen.

5.1.13 Umweltbildung Wasser (Förderbereich 2.13)

Bis zu 70% Zuschuss, begrenzt auf höchstens 20.000 eur.

5.2 Umfang der Förderung

5.2.1 Zuwendungsfähige Kosten

die zuwendungsfähigen Kosten eines Vorhabens setzen sich in der regel zu-
sammen aus 

 ■ den Kosten der notwendigen planungs- und Beratungsleistungen und für 
sonstige notwendige leistungen (z. B. Bürgerbeteiligung, hochwasserrisiko-
managementplanungen, Beratungsleistungen Vergaberecht im oberschwel-
lenbereich). die vereinbarten ingenieurleistungen sind bis zu einem höchst-
satz von 50% über dem nach der hoai  2021 zu ermittelnden Basishonorar, 
darüber hinaus mit höchstens 15 % der anrechenbaren Baukosten nach din 
276 zuwendungsfähig. Bei Vereinbarung der planungsmethode Building in-
formation modeling (Bim) als besondere leistung sind bis zu 20% des zu-
wendungsfähigen honorars zusätzlich förderfähig, sofern die dafür zu erbrin-
genden leistungen und ihre honorierung schriftlich vereinbart worden sind,

 ■ den Kosten einer dynamischen Kostenvergleichsrechnung (KVr),

 ■ den Baukosten bzw. Baukostenzuschüssen im rahmen interkommunaler 
Zusammenarbeit,

 ■ den Kosten für notwendigen grunderwerb bzw. dingliche sicherung und 
nutzungsentschädigung einschließlich nebenkosten (notarkosten, Vermes-
sungskosten, grunderwerbssteuer),

 ■ den Kosten notwendiger maßnahmen des naturschutzes,
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 ■ die Kosten einer mit dem Zuwendungsbescheid vorgeschriebenen Bautafel 
sowie eines dauerhaften informationsschildes. Bei der ermittlung der zuwen-
dungsfähigen Baukosten ist von den investitionskosten auszugehen,

 ■ die nach abzug von leistungen dritter aufgrund besonderer Verpflichtungen 
und der sonstigen nicht zuwendungsfähigen Kosten verbleiben (z. B. anteile 
der straßenbaulastträger, Baukostenzuschüsse von sondereinleitern),

 ■ die nach abzug der verrechenbaren aufwendungen gemäß § 10 abs. 3 und 4 
abwag und § 6 abs. 6 labwag verbleiben.

unbare eigenleistungen des Zuwendungsempfängers (regiearbeiten) zählen in 
angemessener höhe zu den zuwendungsfähigen Kosten (in der regel 80 v.h. 
der Kosten bei öffentlicher ausschreibung oder auf der grundlage von erfah-
rungswerten aus anderen vergleichbaren projekten). eigene planungsleistungen 
können auf der grundlage der hoai (Basissatzhonorar) berücksichtigt werden. 
dies gilt auch wenn der Vtg (Verband der teilnehmergemeinschaften) rhein-
land-pfalz im Zusammenhang mit Flurbereinigungsverfahren nach dem Flurbe-
reinigungsgesetz (Flurbg) im wege der amtshilfe für einen maßnahmeträger 
nach Ziffer 3.2 tätig wird.

soweit bei den gewässerunterhaltungspflichtigen Körperschaften für eine frist-
gerechte umsetzung der eu-wasserrahmenrichtlinie ein besonderer projekt-
steuerungsaufwand für beauftragte externe dienstleistungen oder zusätzlich 
erforderliche eigenleistungen entsteht, zählen diese Kosten in angemessenem 
umfang zu den zuwendungsfähigen Kosten. als zuwendungsfähig wird ein 
pauschaler wert von 5 v.h. der nachgewiesenen Bausumme der gewässerpro-
jekte (ohne grunderwerb) festgelegt. Für die anerkennung der projektsteue-
rungskosten ist 

•	 bei externer Beauftragung ein entsprechender leistungsauftrag, 

•	 bei befristeter Beschäftigung in der Verwaltung (außerhalb des bisherigen 
stammpersonals), 

ein entsprechender Beschäftigungsvertrag, der die projektsteuerung von ge-
wässermaßnahmen zum inhalt hat vorzulegen, aus dem die Zweckbindung der 
eingesetzten mittel belegbar wird. 
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 ■ Bei maßnahmen der Kanalsanierung werden nur die aktivierungsfähigen bzw. 
-pflichtigen herstellungskosten (§ 255 abs. 2 hgB) als zuwendungsfähige 
Kosten mit folgenden pauschalen Kostenrichtwerten berücksichtigt:

•	 art der sanierung schmutzwasserkanäle  mischwasserkanäle*

•	 renovierung 350 eur/m  300 eur/m

•	 erneuerung 600 eur/m  475 eur/m

* unter Berücksichtigung Kostenanteil 21 v.h. des straßenbaulastträgers

 ■ Bei maßnahmen nach nummer 2.5 kann der maßnahmeträger die arbeit 
von Bachpaten oder naturschutzverbänden, sofern ihre leistungen die gren-
ze eines ehrenamtlichen engagements überschreiten, wie eigenleistungen in 
ansatz bringen. aus den hieraus resultierenden Zuwendungen hat der maß-
nahmeträger die vom ehrenamtlichen geltend gemachten Kosten in voller 
höhe zu erstatten. 

 ■ Bei dem erwerb von ufergrundstücken sind die zuwendungsfähigen Kosten 
grundsätzlich ausgerichtet am Bodenrichtwert wie folgt zu beurteilen: 

grund des er-
werbs

lage Be-
bauung

Faktor 
Boden-
richt-
wert

nähere maßgabe

auf Vorrat innerhalb  
außerhalb

bis zu 
1,0

Für entwick-
lungsmaßnahme

innerhalb bis zu 
1,5  

Kaufpreis < 150 eur/m², darüber 
hinausgehend nur mit Verkehrswert-
gutachten max. 20 v.h. der zuwen-
dungsfähigen Baukosten

außerhalb bis zu 
2,0

Kaufpreis grünland ≤ 2,50 eur/m²

Kaufpreis ackerland ≤ 5,00 eur/m²

bis zu 
1,5

Kaufpreis grünland > 2,50 eur/m²

Kaufpreis ackerland > 5,00 eur/m²
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sofern die zum grundstückserwerb beantragten Kosten den Bodenrichtwert 
überschreiten, ist eine hinreichende Begründung der notwendigkeit erforder-
lich.

im Falle einer sonstigen sicherung von grundstücken (eintragung grunddienst-
barkeit) können 20 v.h. des Verkehrswertes angesetzt werden bzw. wenn kein 
wertgutachten vorliegt zur Vereinfachung 20 v.h. des 1,5-fachen Bodenricht-
wertes.

sofern grundstücke abseits vom gewässer als tauschflächen erworben werden, 
um diese Flächen zu einem späteren Zeitpunkt als tausch für ufergrundstücke 
für eine gewässerentwicklungsmaßnahme bereitzuhalten, können die Kosten 
erst bei vollzogenem tausch in die wasserwirtschaftliche Förderung einbezo-
gen werden. 

eine spätere Zuwendung setzt voraus, dass vor dem tausch eine Zustimmung 
zum vorzeitigen Vorhabenbeginn beantragt wurde, das konkrete Ziel des 
grunderwerbs benannt wird und der tausch innerhalb einer Frist von 5 Jahren 
erfolgt.

Bei pacht oder sicherung der ufergrundstücke durch Vertragsgewässerschutz 
nach nummer 2.5 sind Kosten bis zum maximal ortsüblichen pachtzins zuwen-
dungsfähig. 

die pacht bzw. die vertragliche Vergütung ist kapitalisiert über einen Zeitraum 
von maximal zwölf Jahren in einer summe und gegebenenfalls für mehrere 
Vertragspartner gebündelt an den Zuwendungsempfänger zu zahlen.

Vom maßnahmenträger eingebrachte grundstücke können auf der grundlage 
der Bodenrichtwerte als zuwendungsfähig anerkannt werden, sofern eine ding-
liche sicherung nach Ziffer 4.8.8 erfolgt.

5.2.2 Nicht zuwendungsfähige Kosten

Zu den nicht zuwendungsfähigen investitionen zählen die Kosten für

 ■ ortsrohrnetze und sonstige anlagen der wasserversorgung innerhalb von 
siedlungsgebieten, 

 ■ anlagen, die zeitlich und örtlich zusammen mit der maßnahme durchgeführt 
werden, aber einem anderen Zweck dienen (z. B. herstellung von straßende-
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cken nach Verlegung von leitungen, soweit sie über die wiederherstellung 
des bisherigen Zustandes hinausgeht),

 ■ anlagen oder anlagenteile für wasser- oder abwasserintensive Betriebe, die 
dem nutzen einzelner dienen oder durch diese verursacht sind. dies gilt, 
wenn von einzelnen gewerbe- und industriebetrieben ein anteil von 1 v.h. 
der anlagenkapazität, der mindestens aber in der wasserversorgung einem 
Bedarf von 100 einwohnern oder in der abwasserbeseitigung einer Bela-
stung von 100 einwohnergleichwerten entspricht, überschritten wird. die 
hierzu eingeforderten Baukostenzuschüsse (BKZ) sind bei den als leistungen 
dritter von den investitionskosten in abzug zu bringen. der anteil der hier-
nach nicht zuwendungsfähigen Kosten an den gesamtkosten ist nach be-
triebswirtschaftlichen grundsätzen, unbeschadet der tatsächlichen entgelts-
regelungen, zu bestimmen,

 ■ herstellung und sanierung von hausanschlüssen sowie von 
straßeneinläufen,

 ■ Zusatzkapazitäten von anlagen, die über die Kapazität zur abdeckung des 
zum Zeitpunkt der Verwirklichung vorhandenen spitzenbedarfes zuzüglich 
einer angemessenen oder als erforderlich nachgewiesenen reserve hinaus-
gehen; als Zusatzkapazitäten gelten nicht durch normung oder typisierung 
bedingte mehrgrößen,

 ■ die erschließung von Flächen mit wasserversorgungs- und abwasseranlagen, 
die in die Berechnung der entgeltbelastung nicht einbezogen sind,

 ■ die erschließung neuer und erweiterung vorhandener Bau-, gewerbe-, in-
dustrie- und sonstiger sondernutzungsgebiete,

 ■ Kanäle, die auch der entwässerung von Verkehrsflächen dienen, in höhe der 
dafür anzusetzenden pauschalbeträge dritter; dies gilt auch für Verkehrsflä-
chen in der Baulast der gemeinden sowie für die entwässerung von 
außengebieten,

 ■ den gewässerausbau, der aus anderen als wasserwirtschaftlichen gründen, 
insbesondere ohne hinreichenden Bezug zu den gewässern, aus gründen der 
städtebaulichen entwicklung oder überwiegend sonstigen gründen erfolgen 
soll.
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Für Kosten, die aus wasserwirtschaftlichen sowie aus anderen gründen entste-
hen, erfolgt nur eine anteilige Berücksichtigung bei den zuwendungsfähigen 
Kosten.

diese Kosten („plus“-punkte der aktion Blau plus) müssen in einem angemes-
senen Verhältnis zu den Kosten stehen, die ausschließlich ökologischen Zielset-
zungen zuzurechnen sind. 

 ■ Verrohrungen, mit ausnahme der ökologischen Verbesserung vorhandener 
Verrohrungen, die zwingend erhalten werden müssen,

 ■ einrichtungen zugunsten des Bundes und der stationierten streitkräfte, für 
die der Bund oder die stationierten streitkräfte die Kosten zu tragen haben, 
sowie deren anteilige Kosten an kommunalen anlagen,

 ■ Betrieb, instandhaltung und -setzung von anlagen (erhaltungsaufwand), so-
weit sich aus nummer 5.2.1 nichts anderes ergibt,

 ■ Betriebsgebäude, Bauhöfe, dienst- und werkdienstwohnungen und garagen, 
soweit sie nicht in einem räumlichen oder funktionellen Zusammenhang mit 
der anlage oder dem Vorhaben stehen und nach größe und ausstattung 
zwingend erforderlich sind,

 ■ Verwaltungsgebäude,

 ■ Kosten der erstellung von Zuwendungsanträgen,

 ■ Kapitalbeschaffungskosten,

 ■ umsatzsteuerbeträge, die der maßnahmeträger als Vorsteuer abziehen kann,

 ■ aufwendungen für Kraftfahrzeuge, maschinen und geräte zur 
Bauausführung,

 ■ werkstattausrüstung, wartungsmaßnahmen, 

 ■ Fachliteratur und Kosten, die durch unzureichende Vorarbeiten, mangelhafte 
planung, unrichtige massenansätze, nicht fachgerechte Bauausführung, 
mangelhafte unterhaltung sowie unzureichende oder mangelhafte ausrü-
stung der anlage entstehen, 

 ■ Kosten für ersatzinvestitionen bei Zuwendungsempfängern nach nummer 
3.1.2,
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 ■ Kosten für maßnahmen der stromerzeugung nach den nummern 2.1 und 
2.2, soweit diese nach dem erneuerbare-energien-gesetz (eeg) vergütet 
werden, 

 ■ Kosten für regelmäßige Betriebs- und unterhaltungsmaßnahmen im rah-
men der gewässerunterhaltung (Baumschnitt,-pflege und ersatzpflanzungen, 
räumung des profils und Kolkverbau soweit diese nicht unmittelbare Folge 
eines hochwasserereignisses sind,

 ■ mobile hochwasserschutzsysteme, geräte und material zur Katastrophen- 
und gefahrenabwehr,

 ■ informationsmaterial (Flyer, Broschüren, sonstige medien),

 ■ ausgaben für richtfeste und einweihungen, Bewirtungskosten,

 ■ ausgaben für gerichtskosten, anwälte.
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6  VerFahren

6.1 Aufnahme neuer Maßnahmen (Gesamtförderantrag) in das MIP

Für jede neue maßnahme können berechtigte und registrierte maßnahmenträ-
ger ganzjährig ausschließlich über das elektronische Fachverfahren mip-Förde-
rung bei dem für die wasserwirtschaftliche Förderung zuständigen ministerium 
einen Förderantrag zur aufnahme in das mittelfristige investitionsprogramm 
(mip) stellen.

informationen zum antragsverfahren („mip-Förderung) sind unter  
https://www.geoportal-wasser.rlp.de eingestellt.

dem antrag sind unterlagen in elektronischer Form beizufügen, die die beab-
sichtigte maßnahme zutreffend beschreibt, deren finanzielle auswirkungen 
darstellen, angaben zur entgeltbelastung und dem entgeltaufkommen enthält, 
den Beginn und das ende der maßnahme beschreibt sowie die erforderlichen 
erklärungen enthält. 

dabei ist auch mitzuteilen, zu welchem Zeitpunkt und in welcher höhe mit 
einer Zuwendung gerechnet wird (Finanzplanung). 

die Bewilligungsbehörde kann auf antrag in begründeten Fällen auch die zeit-
lich befristete Zulassung des vorzeitigen Vorhabenbeginns nach nr. 1.3 der 
VV-lho zu § 44 teil ii aussprechen, sofern für Baumaßnahmen die rechtlichen 
Voraussetzungen gegeben sind und eine vorgesehene Kofinanzierung durch 
dritte dem nicht entgegensteht. 
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Für analysen, gutachten und Konzepte in den Förderbereichen 2.3 und 2.8 
wird grundsätzlich die Zulassung des vorzeitigen Vorhabenbeginns bereits mit 
der aufnahme in das mip durch ein entsprechendes Billigungsschreiben erteilt. 

aus der Zulassung des vorzeitigen maßnahmebeginns können jedoch keinerlei 
ansprüche auf die tatsächliche Förderung des projektes hergeleitet werden. 
das Finanzierungsrisiko liegt beim antragsteller. Bei den nach dieser richtlinie 
förderfähigen Baumaßnahmen gelten planung, Baugrunduntersuchung und 
grunderwerb einschließlich der Baufeldräumung nicht als Beginn des Vorha-
bens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. in diesen Fällen ist 
ein Vorhabenbeginn (Kauf, auftragsvergabe etc.) ohne ausdrückliche Zustim-
mung der Bewilligungsbehörde förderschädlich. 

die bei extremwetterereignissen erforderlichen sicherungsmaßnahmen, die in 
abstimmung mit der oberen wasserbehörde zur abwendung einer unmittelba-
ren gefahr getroffen werden, gelten ebenfalls nicht als Beginn des Vorhabens 
und sollen als unvorhersehbare und unabweisbare sofortmaßnahmen nach-
träglich zeitnah zur Förderung beantragt werden. 

über Änderungen der grundlagen für die anmeldung ist die Bewilligungsbehör-
de unverzüglich zu unterrichten.

Bei Zuwendungen nach nummer 3.1.2 ist der Zuwendungsempfänger vorab 
schriftlich gemäß anliegendem muster (anlage 4) über die art und die voraus-
sichtliche höhe der Zuwendung zu informieren. der mitteilung ist eine Beschei-
nigung gemäß anlage 5 beizufügen. in dieser Bescheinigung hat der antragstel-
ler zusätzlich eine vollständige übersicht über die in den vorangegangenen zwei 
steuerjahren sowie im laufenden steuerjahr erhaltenen „de-minimis“-Beihilfen 
vorzulegen. dem Bewilligungsbescheid über eine Zuwendung nach nummer 
3.1.2 ist eine Bescheinigung nach anliegendem muster (anlage 6) beizufügen.

6.2 Aktualisierung des Förderantrags 

Für eine nach Ziffer 6.1 aufgenommene neue maßnahme ist der Förderantrag, 
der grundlage für die einzelnen Bewilligungen ist, über das elektronische Fach-
verfahren mip-Förderung zu aktualisieren und zu vervollständigen (aktualisie-
rungsantrag). anträge, die in einem Zeitraum von 2 Jahren nicht aktualisiert 
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wurden, werden inaktiv. eine Zuwendung kommt erst in Betracht, sofern die 
zuständige Behörde die antragsprüfung abgeschlossen hat und die erforderli-
chen Voraussetzungen gegeben sind. 

mit dem aktualisierungsantrag sind der oberen wasserbehörde alle erforderli-
chen unterlagen zur prüfung, insbesondere auch hinsichtlich der wasserwirt-
schaftlichen ausgangsdaten, Zweckmäßigkeit und angemessenheit der gesamt-
maßnahme sowie wirtschaftlichkeit (vgl. nummer 4.5) sowie für 
Baumaßnahmen eine auf den Finanzbedarf abgestimmte kommunalaufsichtli-
che stellungnahme vorzulegen. sofern mit einem weiteren aktualisierungsan-
trag eine erhöhung der investitionskosten von mehr als 20 v.h. einhergeht, ist es, 
sofern kein ausnahmefall nach 4.6 satz 3 vorliegt, erforderlich, eine erneute, auf 
den geänderten Finanzierungsbedarf angepasste kommunalaufsichtliche stel-
lungnahme vorzulegen. auf besondere anforderung der oberen wasserbehörde 
sind detailpläne und hydraulische Berechnungen den unterlagen beizufügen.

soweit von der beabsichtigten maßnahme wasser- oder abwasserintensive 
Betriebe betroffen sind, hat der maßnahmeträger deren wasserwirtschaftliche 
Kenndaten sowie angaben zu vorgesehenen Baukostenzuschüssen beizufügen. 
auf anforderung ist die anmeldung durch geprüfte Betriebsabrechnungen zu 
ergänzen.

die gewährung von Zuwendungen richtet sich nach dem umfang der verfüg-
baren haushaltsmittel sowie nach der von der Bewilligungsbehörde vorzuneh-
menden priorisierung nach fachlichen Kriterien.

6.3 Bewilligung

6.3.1 Zuständige Behörde

Bewilligungsbehörde ist das für die wasserwirtschaftliche Förderung zuständige 
ministerium.

Für die prüfung der antragsunterlagen, baufachliche prüfung (ZBau nach anla-
ge 1 VV-lho zu § 44) sowie die nach der Bewilligung der Zuwendungen ent-
stehenden Verwaltungsaufgaben (prüfung der auszahlungsanträge, prüfung der 
Verwendungsnachweise) ist die obere wasserbehörde zuständig, soweit sich 
aus nummer 6.4.1 nichts anderes ergibt. 
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in der baufachlichen prüfung soll insbesondere auch die Bewertung nach den 
nummern 4.2, 4.3 und 4.5 dokumentiert werden. ein geprüfter Kostenplan ist 
grundlage für die Feststellung der höhe der zuwendungsfähigen Kosten.

6.3.2 Bescheid

ist der Zuwendungsempfänger eine Körperschaft des öffentlichen rechts, so 
richten sich Form und inhalt des Zuwendungsbescheids nr. 4 der VV-lho zu 
§ 44 teil ii, für die übrigen Zuwendungsempfänger nach nr. 4 der VV-lho zu 
§ 44 teil i.

die Zuwendung kann über die allgemeinen nebenbestimmungen nach nr. 5 
VV-lho zu § 44 teil i oder nach nr. 5 VV-lho zu § 44 teil ii hinaus mit aufla-
gen und Bedingungen verbunden werden, um eine zweckgerechte, wirtschaftli-
che ausführung der maßnahme, insbesondere in technischer hinsicht, sicher-
zustellen.

6.3.3 Rückmeldung, Wiederbewilligung

sofern ein maßnahmenträger eine Zuwendung zurückmeldet und die rückmel-
dung mit der Bitte um eine wiederbewilligung verbindet, wird eine erneute 
Zuwendung nur auf der grundlage der Vorlage eines submissionsergebnisses 
(Baumaßnahme) bzw. auftragsbestätigung (sonstige maßnahmen) gewährt, 
um eine erneute rückmeldung zu vermeiden.

6.4 Auszahlung, Verwendung

6.4.1 Auszahlung

der maßnahmeträger beantragt die auszahlung der Zuwendungen oder von 
teilbeträgen der Zuwendungen entsprechend dem tatsächlichen Finanzbedarf 
auf dem dienstweg über das elektronische Fachverfahren mip-Förderung 
grundsätzlich bei der oberen wasserbehörde.

Kassenmittel und darlehen können innerhalb der im Zuwendungsbescheid 
angegebenen Bewilligungszeiträume abgerufen werden. 

auszahlungen werden grundsätzlich nur auf der grundlage von geleisteten Zah-
lungen veranlasst.
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darlehen aus dem Zinszuschussprogramm können bis zum 1. november des 
dritten Jahres, das auf das Bewilligungsjahr folgt, abgerufen werden. Bei darle-
hen aus dem Zinszuschussprogramm (nummer 5.1) zahlt das für die wasser-
wirtschaftliche Förderung zuständige ministerium die abgefragten Beträge aus 
(vgl. rundschreiben des ministeriums für umwelt und Forsten vom 30. märz 
2006, 1013-04331-80). dabei ist durch die antragsprüfung eine spätere rück-
forderung auszuschließen.

Bewilligte Zuwendungen, die noch nicht ausgezahlt wurden, können zu jedem 
Zeitpunkt zurückgemeldet werden bzw. werden nach ablauf des Bewilligungs-
zeitraums automatisch zurückgemeldet. 

6.4.2 Verwendungsnachweis

der Verwendungsnachweis ist innerhalb des auf das Jahr der auszahlung folgen-
den Kalenderjahres auf dem dienstweg über das elektronische Fachverfahren 
mip-Förderung gegenüber der zuständigen oberen wasserbehörde zu führen. 

die anerkennung von mehrkosten richtet sich nach Ziffer 4.8.11. 

Festgestellte minderkosten können grundsätzlich nicht durch mehrkosten bei 
anderen maßnahmen ausgeglichen werden und die entsprechende rückzah-
lung wird von der zuständigen Behörde veranlasst. 

Bei Zuwendungen an Körperschaften des öffentlichen rechts, die zur Festbe-
tragsfinanzierung als auch zur anteilsfinanzierung bis 100.000 eur gewährt 
wurden, genügt in geeigneten Fällen als Verwendungsnachweis eine erklärung 
des Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin, des oberbürgermeisters oder der 
oberbürgermeisterin bzw. des landrats oder der landrätin, dass die mittel 
bestimmungsgemäß verwendet wurden. dabei sind die höhe der förderfähigen 
Kosten und deren Finanzierung (aufgeteilt nach eigenanteil, Zuwendungen 
dritter, Beiträgen und Zuwendungen aus mitteln der wasserwirtschaft) anzu-
geben. mit schriftlicher erklärung gegenüber der Zulassungsbehörde kann die 
erklärung auf nachgeordnete delegiert werden. die erklärung muss außerdem 
folgende Bestätigung beinhalten: „die Bestimmungen des § 264 des strafge-
setzbuches und des gesetzes gegen missbräuchliche inanspruchnahme von 
subventionen sind mir bekannt“. Bei Vorhaben juristischer personen, an denen 
kommunale gebietskörperschaften beteiligt sind, ist die Bestätigung von dem 
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Zuwendungsempfänger abzugeben, der für die entgegennahme der Zuwendun-
gen zuständig ist.

der Zuwendungsempfänger hat die Belege und sonstige unterlagen fünf Jahre 
nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach 
steuerlichen oder anderen Vorschriften eine längere aufbewahrungsfrist be-
stimmt ist. Zur aufbewahrung können auch Bild- oder datenträger verwendet 
werden.

Bei nichteinhaltung der Vorlagetermine bleibt eine rückforderung der Zuwen-
dung vorbehalten.

anträge auf weitere Förderung werden nur dann bearbeitet und dem für die 
wasserwirtschaftliche Förderung zuständigen ministerium zur Bewilligung 
vorgelegt, wenn der antragsteller mit der Vorlage der Verwendungsnachweise 
nicht in Verzug ist.

im Falle der nummer 3.1.1.2 kann der Verwendungsnachweis einheitlich vom 
träger der überörtlichen oder gemeinschaftlichen anlage erstellt werden.

6.5  Rückforderung

ergänzend zu nr. 8 der VV-lho zu § 44 teil i und nr. 8 der VV-lho zu § 44 
teil ii gilt, dass die Zuwendung ganz oder teilweise zurückgefordert werden 
kann, wenn geförderte anlagen nicht in einem den regeln der technik entspre-
chenden Zustand erhalten werden oder die Voraussetzungen nach nummer 
3.1.2 nicht mehr gegeben sind. eine Zuwendung kann auch zurückgefordert 
werden, wenn die anforderungen an die Kostendeckung nach 4.4.1, der grund-
buchlichen sicherung nach Ziffer 4.8.8 oder die Vorlagetermine für Verwen-
dungsnachweise nach Ziffer 6.4.2 nicht eingehalten werden.

Von rückforderungen wird abgesehen, wenn seit inbetriebnahme

 ■ bei geförderten Bauten und grundstücken zwölf Jahre,

 ■ bei geförderten technischen einrichtungen, maschinen und geräten fünf Jah-
re vergangen sind.
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7. inKraFttreten 

Vor inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift ausgesprochene Bewilligungen 
bleiben unberührt. soweit diese Zuwendungen zurückgemeldet werden, kann 
eine wiederbewilligung nach dieser Verwaltungsvorschrift nur für zuwendungs-
fähige Kosten ausgesprochen werden, deren rechnungsdatum nach dem in-
krafttreten dieser Verwaltungsvorschrift liegt.

diese Verwaltungsvorschrift tritt am tage nach der Veröffentlichung in Kraft 
und gilt bis zum 31. dezember 2026. gleichzeitig tritt die Verwaltungsvor-
schrift des ministeriums für umwelt, ernährung, energie und Forsten vom 30. 
november 2017 (minBl. s.170) außer Kraft.

die ministerin für Klimaschutz, umwelt, energie und mobilität des landes 
rheinland-pfalz

Katrin eder
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anlagen
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Anlage 1

 

Daten zur Beurteilung des Entgeltbedarfs und des Entgeltaufkommens für den 
Bereich Wasserversorgung
 

 

1. Bezeichnung des Einrichtungsträgers: ............................................................................................................... 
2. Gemeindeschlüssel-Nr.:...................... 
         Einwohnerzahl 1):............... 

 Jahresabschluss 

zum 31.12. .............
3. Verkaufte Frischwassermenge insgesamt ............... m3 

4. - davon Sonderabnehmer 2) ............... m3 

5. - davon Einwohner und übriges Gewerbe (Zeile 3 ./. Zeile 4) ............... m3 

 

Beiträge und ähnliche Entgelte (Empfangene Ertragszuschüsse) laut geprüftem Jahresabschluss 

 

 Zum 1.1. ........... 

 Zuführungsbeträge Restbuchwerte 

 EUR*) EUR*) 

 

6. - von Sonderabnehmern ...................,.. ................,..

7. - von anderen insgesamt 
 

...................,.. ................,.. 

8. Bestehen Forderungen aus der Veranlagung von 
      empfangenen Ertragszuschüssen (unverzinsliche) 

      Wenn ja: in Höhe von EUR     .......... zum 1. Januar ......... 

 

 

ja 

 

Nein 

  

 

9. Sind Gewinne oder Überschüsse gemäß 4.4.1 der 
      Förderrichtlinie abgeführt worden? 

      Wenn ja, sind diese wieder in die Einrichtungen  
     (Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung) eingelegt worden? 

 

ja 

ja 

 

nein 

nein 

 

10. Ist in den letzten zehn Jahren Eigenkapital 
      zurückgezahlt worden, ohne dass dieses wieder in die Einrichtungen 

(Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung) eingelegt wurde? 

 

 

ja 

 

nein 
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Angaben aus Aufwendungen/ aperiodische Kosten/ 

Wirtschaftsplan ............... Erträge gemäß und außer- Erlöse 

Zwischenabschluss ............... Gewinn- und gewöhnliche   

Jahresabschluss zum 31. Dezember........... Verlustrechnung Aufwendungen/ Erträge   

  ............... ............... ............... 

  1 2 3 

    EUR*) EUR*) EUR*) 

I. Entgeltbedarf       
 Aufwendungen       
11. Materialaufwand       
12. Personalaufwand        
13. Abschreibungen 3)       
14. Sonstige betriebliche Aufwendungen       
15. Abschreibungen auf Finanzanlagen       
16. Zinsen und ähnliche Aufwendungen       

17. 
7 % kalkulatorische Zinsen für Empfangene Ertragszuschüsse zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres 4)       

18. Aufwendungen aus Verlustübernahme       
19. Außerordentliche Aufwendungen       
20. Sonstige Steuern       
21. Summe Aufwendungen       
 abzüglich sonstige Erträge und Deckungsbeiträge       

22. 
Selbstbehalte des Einrichtungsträgers  
gemäß § 8 (4) KAG 5)  6)       

23. Aktivierte Eigenleistungen 7)       
24. Sonstige Erträge 8)       
 Sonderabnehmer       
25. Laufende Kostenerstattungen 5)       
26. Auflösung Ertragszuschüsse 5)       
27. 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse       
 Baulückengrundstücke       
28. Wiederkehrender Beitrag       
29. Auflösung Ertragszuschüsse 5)       
30. 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 4)       
31. Entgeltbedarf   I       
32. Konzessionsabgabe       
33. Jahresüberschuss       
34. Eigenkapitalzinsen 10)       
35. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 11)       
36. Entgeltbedarf   II       
 Entgeltaufkommen       
 Laufende Entgelte       
37. - Mengengebühren / -preise       
38. - Wiederkehrende Beiträge, Grundgebühren/-preise       
        
 Einmalige Entgelte       
39. - Auflösung Ertragszuschüsse 5)       
40. - 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 4)       
41. Summe Entgeltaufkommen       
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Vergleich von Entgeltbedarf und Entgeltaufkommen 
 
Entgeltspflichtiger Frischwasserverbrauch (Seite1 Zeile 5)  
für das Jahr  ............                                                                    .................. m³ 

 
 EUR *) EUR/m³ *) 

  
Entgeltbedarf	II   

Entgeltbedarf Ι (für die Förderung maßgeblich)   

Entgeltaufkommen   

%  

Prozentuales	Verhältnis	Entgeltaufkommen		/	Entgeltbedarf	I	
(Kostendeckungsumfang)

  

 
*: In den Beträgen ist die gesetzliche Umsatzsteuer nicht enthalten. 

Fußnoten
1) Einwohnerzahl gemäß Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) zum 1. Januar des Jahres. 
 
2) Soweit nicht förderungsfähige wasserintensive Abnehmer (Nummer 5.2.2  FöRiWWV) vorhanden sind, sind diese auf einem 

gesonderten Blatt aufzuführen. Über die finanzielle Behandlung ist kurz zu berichten. 
 
3) Als Abschreibungen werden im Entgeltbedarf die im Anlagennachweis des Trägers ausgewiesenen Beträge ohne die 

außerordentlichen Abschreibungen und die Erhöhungen durch degressive Abschreibungen berücksichtigt. Als Abschreibungs-
grundlage sind die Anschaffungs- und Herstellungswerte anzusetzen. 

 Abschreibungen, die die durchschnittliche betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der Gesamtanlage (max. 5 v.H.) überschreiten, 
bleiben außer Ansatz. 

 Abschreibungen auf Baukostenzuschüsse an Zweckverbände mit Teilfunktion und Verbände nach dem Gesetz über Wasser- und 
Bodenverbände werden berücksichtigt, nicht dagegen Abschreibungen, die in Umlagen an Verbände abgeführt werden 
(Ausnahmen im Einzelfall bei länderübergreifenden Zweckverbänden). 

 
4) Unverzinsliche Forderungen aus einmaligen Beiträgen / Baukostenzuschüssen sind mit 7 % zu verzinsen und als Korrekturbetrag 

abzuziehen. Eine Korrektur der Beitragsauflösung / Auflösung Baukostenzuschüsse kann unterbleiben. 
 
5) Unter Umsatzerlöse der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß Formblatt 4 - Anlage 4 zur Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung 

erfasst. 
 
6) Einschließlich der Zuführungen zur allgemeinen Rücklage aufgrund von Selbstbehalten der Einrichtungsträger (vergleiche 

Fußnote 5 zu Formblatt 1 Bilanz – Anlage 1 zur Eigenbetriebs-und Anstaltsverordnung). 
 
7) Posten 3 der GuV-Rechnung gemäß Formblatt 4 - Anlage 4 zur Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung. 
 
8) Posten 2, 4, 10, 11, 12, 16, 18 nach der GuV-Rechnung gemäß Formblatt 4 - Anlage 4 zur Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung. 
 
9) Anzusetzen sind die satzungsmäßigen Entgelte. 
 
10) Als Eigenkapitalzinsen können 1,6 v.H. vom jeweiligen Restbuchwert des Anlagevermögens angesetzt werden, soweit sie nicht 

nach dem tatsächlichen Eigenkapital berechnet werden (§ 8 Abs. 3 KAG). 
 
11) Bei einem Entgeltbedarf Ι unter 1,10 EUR/m3 ist mindestens die Eigenkapitalverzinsung zuzüglich der Belastung des 

Eigenkapitalzinses mit Steuern vom Einkommen und vom Ertrag bis zu 1,10 EUR/m3, höchstens jedoch die volle 
Eigenkapitalverzinsung anzusetzen. Ansonsten sind die Eigenkapitalzinsen bis zur Höhe des ordentlichen Betriebsergebnisses zu 
berücksichtigen. Entsprechend sind die tatsächlich zu zahlenden Steuern maßgebend. 
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Anlage 2

Daten zur Beurteilung des Entgeltbedarfs und des Entgeltaufkommens für den
Bereich Abwasserbeseitigung

1. Bezeichnung des Einrichtungsträgers: 
2. Gemeindeschlüsselnummer: 

Einwohnerzahl 1): 
 Jahresabschluss 

zum 31.12. ........ 
3. Schmutzwassermenge insgesamt ............... m3 
4. - davon aus Haushalten 2) ............... m3 
5. - verbleibende Schmutzwassermenge ............... m3 
6. - davon Schmutzwassermenge von nicht förderfähigen Einleitern 

 (Nummer 5.2.2 FöRiWWV) 3) 
 

............... m3 
7. Regelung der Fäkalschlammbeseitigung 4): 
8. Beiträge und ähnliche Entgelte (Empfangene Ertragszuschüsse) 

laut geprüftem Jahresabschluss 
 Zum  1. 1. ............ 
 Zuführungsbeträge Restbuchwerte 

EUR*) 
 

EUR*) 

9. - von Haushalten 5) ...................,.. ................,.. 
10. - von Sondereinleitern ...................,.. ................,.. 
11. - von übrigen Entgeltsschuldnern 6) ...................,.. ................,.. 
12. - für Baulückengrundstücke ...................,.. ................,.. 
13. - für oberirdische Gewässer und Außen- 

 gebietsentwässerung 
 

...................,.. 
 

................,.. 
 

14. S u m m e  9 – 13 ...................,.. ................,.. 
15. - für Gemeinde-/Stadtstraßen ...................,.. ................,.. 
16. - für klassifizierte Straßen ...................,.. ................,.. 

 
17. S u m m e 15 – 16 ...................,.. ................,.. 

 
18. G e s a m t s u m m e ...................,.. ................,.. 

   
19. Bestehen Forderungen aus der Veranlagung von 

Empfangenen Ertragszuschüssen (unverzinsliche) 
wenn ja: in Höhe von EUR................. zum 1. Januar .........  

 
ja 

 
Nein

20. Sind Gewinne oder Überschüsse gemäß 4.4.1 der 
Förderrichtlinie abgeführt worden? 
Wenn ja, sind diese vollständig wieder in die Einrichtungen 
(Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung) eingelegt worden? 
 
 

 
ja 

 
ja 

 
nein 

 
nein

21. Ist in den letzten zehn Jahren Eigenkapital 
zurückgezahlt worden, ohne dass dieses wieder in die Einrichtungen 
(Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung) eingelegt wurde? 

 
              ja 

 
              nein 
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Angaben aus Aufwendungen/ aperiodische Kosten/ 
Wirtschaftsplan ............... Erträge gemäß und außer- Erlöse 
Zwischenabschluss ............... Gewinn- und gewöhnliche   
Jahresabschluss zum 31.12. .......... Verlustrechnung Aufwendungen/ Erträge   
  ............... ............... ............... 
  1 2 3 
    EUR EUR EUR 
I. Entgeltbedarf       
 Aufwendungen       
22. Materialaufwand       
23. Personalaufwand        
24. Abschreibungen 7)       
25. Sonstige betriebliche Aufwendungen       
26. Abschreibungen auf Finanzanlagen       
27. Zinsen und ähnliche Aufwendungen       
28. 7 % kalkulatorische Zinsen für Empfangene Ertrags-       
 zuschösse zu Beginn des Wirtschaftsjahres 8)  9)       
29. Außerordentliche Aufwendungen       
30. Sonstige Steuern       
31. Summe Aufwendungen / Kosten       
 abzüglich sonstige Entgelte und Deckungsbeiträge       
32. Straßenbaulastträger       
 - Laufende Erstattung von Bund, Land, Kreis       
 - Laufende Erstattung von Gemeinden / Stadt       
 - Auflösung Ertragszuschüsse       
 - 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 9)       
33. Selbstbehalte des Einrichtungsträgers       
 gemäß § 8 (4) KAG 10)       
 - Oberirdische Gewässer und Außengebietsentwässerung       
 - Ungenutzte Kapazitäten       
 - Auflösung Ertragszuschüsse       
 - 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 9)       

34. Aktivierte Eigenleistungen       

35. Erträge von Dritten       

36. Sonstige Erträge 11)       

37.  Entgeltbedarf       

38. abzüglich Entgeltaufkommen (Zeile 61) ohne Eigen-       

 kapitalzinsanteil 13)       

39. Entgeltbedarf	I	Einwohner	ohne	Eigenkapitalzins       

40. Eigenkapitalzinsen 12)       

41. abzüglich Eigenkapitalzinsanteil, soweit er nicht auf Haushalte 
entfällt 

      

42. Entgeltbedarf	II	Einwohner       

 
  



73

 

    Erträge gemäß aperiodische Erlöse 
  Gewinn- und und außer-   
  Verlustrechnung gewöhnliche   

   Erträge   

  ............... .............. ............... 

  1 2 3 

    EUR EUR EUR 

II. Entgeltaufkommen       

 Einwohner, Haushalte     

 Schmutzwasser       

43. - Wiederkehrender Beitrag / Grundgebühr       

44. - Mengengebühr 2)       

45. - Abwasserabgabe 14)       

 Oberflächenwasser       

46. - Wiederkehrender Beitrag / Gebühren 15)       

47. Auflösung Ertragszuschüsse 8)       

48. 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 8)  9)       

49. Summe	Entgeltaufkommen,	Einwohner,	Haushalte       

 Übrige	Entgeltsschuldner       

 Schmutzwasser       

50. - Wiederkehrender Beitrag / Grundgebühr       

51. - Mengengebühr       

52. - Abwasserabgabe 14)       

53. - Zusatzgebühr Weinbau       

 Oberflächenwasser       

54. - Wiederkehrender Beitrag / Gebühren 15)       

 Sondervertragspartner       

55. Laufende Kostenerstattungen       

56. Auflösung Ertragszuschüsse 8)       

57. 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse 8)  9)       

 Baulückengrundstücke 16)       

 Wiederkehrende Beiträge       

58. - Schmutzwasser       

59. - Oberflächenwasser     

60. Auflösung Ertragszuschüsse       

61. 7 % kalkulatorische Zinsen Ertragszuschüsse       

62. Summe	Entgeltaufkommen	übrige	Entgeltsschuldner       

 und Baulückengrundstücke       
63. Summe	Entgeltaufkommen       
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Vergleich von Entgeltbedarf und Entgeltaufkommen 

 

Einwohner 1) 1. Januar ........ ................... 
abzüglich Anzahl der Einwohner in befreiten 
 landwirtschaftlichen Betrieben 

 
................... 

abzüglich sonstiger auf Antrag befreiter Personen ................... 
entgeltspflichtige Einwohner ................... 

 
 

 EUR  EUR/E 

  
Entgeltbedarf	II   
Entgeltbedarf Ι (für die Förderung maßgeblich)   
Entgeltaufkommen   

%  

Prozentuales	Verhältnis	Entgeltaufkommen		/	Entgeltbedarf	I	
(Kostendeckungsumfang)

  

 
 
 
Fußnoten 
1) Einwohnerzahl gemäß Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) zum 1. Januar des Jahres. 
 
2) Aus Vereinfachungsgründen und Gründen der Gleichbehandlung kann pauschal von einer Schmutzwassermenge je Einwohner 

von 35 m3 ausgegangen werden. Bei einem satzungsmäßigen Verzicht auf eine pauschale Absetzung von 10 % der 
maßgeblichen Menge, kann von einer Schmutzwassermenge je Einwohner von 38 m3 ausgegangen werden. Die 
Schmutzwassermenge aus Gewerbe, Weinbau, Weinhandel und öffentlichen Einrichtungen kann zusammengefasst als 
Differenzgröße zwischen abgerechneter Schmutzwassermenge insgesamt und der Schmutzwassermenge aus Haushalten 
errechnet werden. 

 Darüber hinaus steht es jedem Einrichtungsträger frei, die Abwassermenge genau nachzuweisen. Dabei sind bei allen 
Gebührenabrechnungen, die nicht ausschließlich häusliches Abwasser betreffen, 35 m3 pro Einwohner und Jahr als häusliches 
Abwasser anzusehen und die übersteigenden Abwassermengen dem Gewerbe bzw. Dienstleistungsbetrieben zuzuordnen. 
Diese Regelung wurde und wird auch künftig dort praktiziert, wo gewerbliches Abwasser gewichtet wird. 

 Soweit nicht förderungsfähige Einleiter nach Nummer 5.2.2 FöRiWWV (z.B. Einrichtungen des Bundes und der 
Stationierungsstreitkräfte sowie Einleiter mit mehr als 1 % der Anlagenkapazität, mindestens aber 100 E + EGW) vorhanden 
sind, ist diese Schmutzwassermenge grundsätzlich gesondert anzugeben. 

 
3) Soweit nicht förderungsfähige Einleiter (Nummer 5.2.2 FöRiWWV) vorhanden sind, sind diese auf einem gesonderten Blatt mit 

Angaben über Art und Menge des Abwassers aufzuführen. Über die finanzielle Behandlung ist kurz zu berichten. 
 
4) Mögliche Alternativen sind: 

- Entleerung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Unterhaltungs- und Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung und Unterhaltung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung, Unterhaltung und Baulast durch den Einrichtungsträger. 
 
5) Aufteilung des Aufkommens aus Beiträgen/Baukostenzuschüssen: 
 Das Beitragsaufkommen von Sondergebieten und aus Sonderverträgen ist abzuziehen. Danach ist das Aufkommen von 

öffentlichen und sonstigen Dienstleistungsbetrieben zu ermitteln, indem der Restbetrag im Verhältnis der Bruttoflächen der  
  Wohn- und Wohnmischgebiete einerseits 

  (= Anteil Haushalte) 
  und 
  Gewerbe- und Industriegebiete sowie öffentlichen Flächen andererseits 
  (= Anteil übrige) 
 aufgeteilt wird. Bei Neuveranlagung ist einzeln zuzuordnen. 
 
6) Als übrige sind Industrie, Gewerbe, Weinbau, Weinhandel sowie öffentliche und sonstige Dienstleistungsbetriebe zu 

verstehen. 
 
7) Als Abschreibungen werden im Entgeltbedarf die im Anlagennachweis des Trägers ausgewiesenen Beträge ohne die 

außerordentlichen Abschreibungen und die Erhöhungen durch degressive Abschreibungen berücksichtigt. Als Abschreibungs-
grundlage sind die Anschaffungs- und Herstellungswerte anzusetzen. 

Vergleich von Entgeltbedarf und Entgeltaufkommen 

 

Einwohner 1) 1. Januar ........ ................... 
abzüglich Anzahl der Einwohner in befreiten 
 landwirtschaftlichen Betrieben 

 
................... 

abzüglich sonstiger auf Antrag befreiter Personen ................... 
entgeltspflichtige Einwohner ................... 

 
 

 EUR  EUR/E 

  
Entgeltbedarf	II   
Entgeltbedarf Ι (für die Förderung maßgeblich)   
Entgeltaufkommen   

%  

Prozentuales	Verhältnis	Entgeltaufkommen		/	Entgeltbedarf	I	
(Kostendeckungsumfang)

  

 
 
 
Fußnoten 
1) Einwohnerzahl gemäß Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) zum 1. Januar des Jahres. 
 
2) Aus Vereinfachungsgründen und Gründen der Gleichbehandlung kann pauschal von einer Schmutzwassermenge je Einwohner 

von 35 m3 ausgegangen werden. Bei einem satzungsmäßigen Verzicht auf eine pauschale Absetzung von 10 % der 
maßgeblichen Menge, kann von einer Schmutzwassermenge je Einwohner von 38 m3 ausgegangen werden. Die 
Schmutzwassermenge aus Gewerbe, Weinbau, Weinhandel und öffentlichen Einrichtungen kann zusammengefasst als 
Differenzgröße zwischen abgerechneter Schmutzwassermenge insgesamt und der Schmutzwassermenge aus Haushalten 
errechnet werden. 

 Darüber hinaus steht es jedem Einrichtungsträger frei, die Abwassermenge genau nachzuweisen. Dabei sind bei allen 
Gebührenabrechnungen, die nicht ausschließlich häusliches Abwasser betreffen, 35 m3 pro Einwohner und Jahr als häusliches 
Abwasser anzusehen und die übersteigenden Abwassermengen dem Gewerbe bzw. Dienstleistungsbetrieben zuzuordnen. 
Diese Regelung wurde und wird auch künftig dort praktiziert, wo gewerbliches Abwasser gewichtet wird. 

 Soweit nicht förderungsfähige Einleiter nach Nummer 5.2.2 FöRiWWV (z.B. Einrichtungen des Bundes und der 
Stationierungsstreitkräfte sowie Einleiter mit mehr als 1 % der Anlagenkapazität, mindestens aber 100 E + EGW) vorhanden 
sind, ist diese Schmutzwassermenge grundsätzlich gesondert anzugeben. 

 
3) Soweit nicht förderungsfähige Einleiter (Nummer 5.2.2 FöRiWWV) vorhanden sind, sind diese auf einem gesonderten Blatt mit 

Angaben über Art und Menge des Abwassers aufzuführen. Über die finanzielle Behandlung ist kurz zu berichten. 
 
4) Mögliche Alternativen sind: 

- Entleerung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Unterhaltungs- und Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung und Unterhaltung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung, Unterhaltung und Baulast durch den Einrichtungsträger. 
 
5) Aufteilung des Aufkommens aus Beiträgen/Baukostenzuschüssen: 
 Das Beitragsaufkommen von Sondergebieten und aus Sonderverträgen ist abzuziehen. Danach ist das Aufkommen von 

öffentlichen und sonstigen Dienstleistungsbetrieben zu ermitteln, indem der Restbetrag im Verhältnis der Bruttoflächen der  
  Wohn- und Wohnmischgebiete einerseits 

  (= Anteil Haushalte) 
  und 
  Gewerbe- und Industriegebiete sowie öffentlichen Flächen andererseits 
  (= Anteil übrige) 
 aufgeteilt wird. Bei Neuveranlagung ist einzeln zuzuordnen. 
 
6) Als übrige sind Industrie, Gewerbe, Weinbau, Weinhandel sowie öffentliche und sonstige Dienstleistungsbetriebe zu 

verstehen. 
 
7) Als Abschreibungen werden im Entgeltbedarf die im Anlagennachweis des Trägers ausgewiesenen Beträge ohne die 

außerordentlichen Abschreibungen und die Erhöhungen durch degressive Abschreibungen berücksichtigt. Als Abschreibungs-
grundlage sind die Anschaffungs- und Herstellungswerte anzusetzen. 
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Vergleich von Entgeltbedarf und Entgeltaufkommen 

 

Einwohner 1) 1. Januar ........ ................... 
abzüglich Anzahl der Einwohner in befreiten 
 landwirtschaftlichen Betrieben 

 
................... 

abzüglich sonstiger auf Antrag befreiter Personen ................... 
entgeltspflichtige Einwohner ................... 

 
 

 EUR  EUR/E 

  
Entgeltbedarf	II   
Entgeltbedarf Ι (für die Förderung maßgeblich)   
Entgeltaufkommen   

%  

Prozentuales	Verhältnis	Entgeltaufkommen		/	Entgeltbedarf	I	
(Kostendeckungsumfang)

  

 
 
 
Fußnoten 
1) Einwohnerzahl gemäß Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) zum 1. Januar des Jahres. 
 
2) Aus Vereinfachungsgründen und Gründen der Gleichbehandlung kann pauschal von einer Schmutzwassermenge je Einwohner 

von 35 m3 ausgegangen werden. Bei einem satzungsmäßigen Verzicht auf eine pauschale Absetzung von 10 % der 
maßgeblichen Menge, kann von einer Schmutzwassermenge je Einwohner von 38 m3 ausgegangen werden. Die 
Schmutzwassermenge aus Gewerbe, Weinbau, Weinhandel und öffentlichen Einrichtungen kann zusammengefasst als 
Differenzgröße zwischen abgerechneter Schmutzwassermenge insgesamt und der Schmutzwassermenge aus Haushalten 
errechnet werden. 

 Darüber hinaus steht es jedem Einrichtungsträger frei, die Abwassermenge genau nachzuweisen. Dabei sind bei allen 
Gebührenabrechnungen, die nicht ausschließlich häusliches Abwasser betreffen, 35 m3 pro Einwohner und Jahr als häusliches 
Abwasser anzusehen und die übersteigenden Abwassermengen dem Gewerbe bzw. Dienstleistungsbetrieben zuzuordnen. 
Diese Regelung wurde und wird auch künftig dort praktiziert, wo gewerbliches Abwasser gewichtet wird. 

 Soweit nicht förderungsfähige Einleiter nach Nummer 5.2.2 FöRiWWV (z.B. Einrichtungen des Bundes und der 
Stationierungsstreitkräfte sowie Einleiter mit mehr als 1 % der Anlagenkapazität, mindestens aber 100 E + EGW) vorhanden 
sind, ist diese Schmutzwassermenge grundsätzlich gesondert anzugeben. 

 
3) Soweit nicht förderungsfähige Einleiter (Nummer 5.2.2 FöRiWWV) vorhanden sind, sind diese auf einem gesonderten Blatt mit 

Angaben über Art und Menge des Abwassers aufzuführen. Über die finanzielle Behandlung ist kurz zu berichten. 
 
4) Mögliche Alternativen sind: 

- Entleerung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Unterhaltungs- und Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung und Unterhaltung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung, Unterhaltung und Baulast durch den Einrichtungsträger. 
 
5) Aufteilung des Aufkommens aus Beiträgen/Baukostenzuschüssen: 
 Das Beitragsaufkommen von Sondergebieten und aus Sonderverträgen ist abzuziehen. Danach ist das Aufkommen von 

öffentlichen und sonstigen Dienstleistungsbetrieben zu ermitteln, indem der Restbetrag im Verhältnis der Bruttoflächen der  
  Wohn- und Wohnmischgebiete einerseits 

  (= Anteil Haushalte) 
  und 
  Gewerbe- und Industriegebiete sowie öffentlichen Flächen andererseits 
  (= Anteil übrige) 
 aufgeteilt wird. Bei Neuveranlagung ist einzeln zuzuordnen. 
 
6) Als übrige sind Industrie, Gewerbe, Weinbau, Weinhandel sowie öffentliche und sonstige Dienstleistungsbetriebe zu 

verstehen. 
 
7) Als Abschreibungen werden im Entgeltbedarf die im Anlagennachweis des Trägers ausgewiesenen Beträge ohne die 

außerordentlichen Abschreibungen und die Erhöhungen durch degressive Abschreibungen berücksichtigt. Als Abschreibungs-
grundlage sind die Anschaffungs- und Herstellungswerte anzusetzen. 

Vergleich von Entgeltbedarf und Entgeltaufkommen 

 

Einwohner 1) 1. Januar ........ ................... 
abzüglich Anzahl der Einwohner in befreiten 
 landwirtschaftlichen Betrieben 

 
................... 

abzüglich sonstiger auf Antrag befreiter Personen ................... 
entgeltspflichtige Einwohner ................... 

 
 

 EUR  EUR/E 

  
Entgeltbedarf	II   
Entgeltbedarf Ι (für die Förderung maßgeblich)   
Entgeltaufkommen   

%  

Prozentuales	Verhältnis	Entgeltaufkommen		/	Entgeltbedarf	I	
(Kostendeckungsumfang)

  

 
 
 
Fußnoten 
1) Einwohnerzahl gemäß Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) zum 1. Januar des Jahres. 
 
2) Aus Vereinfachungsgründen und Gründen der Gleichbehandlung kann pauschal von einer Schmutzwassermenge je Einwohner 

von 35 m3 ausgegangen werden. Bei einem satzungsmäßigen Verzicht auf eine pauschale Absetzung von 10 % der 
maßgeblichen Menge, kann von einer Schmutzwassermenge je Einwohner von 38 m3 ausgegangen werden. Die 
Schmutzwassermenge aus Gewerbe, Weinbau, Weinhandel und öffentlichen Einrichtungen kann zusammengefasst als 
Differenzgröße zwischen abgerechneter Schmutzwassermenge insgesamt und der Schmutzwassermenge aus Haushalten 
errechnet werden. 

 Darüber hinaus steht es jedem Einrichtungsträger frei, die Abwassermenge genau nachzuweisen. Dabei sind bei allen 
Gebührenabrechnungen, die nicht ausschließlich häusliches Abwasser betreffen, 35 m3 pro Einwohner und Jahr als häusliches 
Abwasser anzusehen und die übersteigenden Abwassermengen dem Gewerbe bzw. Dienstleistungsbetrieben zuzuordnen. 
Diese Regelung wurde und wird auch künftig dort praktiziert, wo gewerbliches Abwasser gewichtet wird. 

 Soweit nicht förderungsfähige Einleiter nach Nummer 5.2.2 FöRiWWV (z.B. Einrichtungen des Bundes und der 
Stationierungsstreitkräfte sowie Einleiter mit mehr als 1 % der Anlagenkapazität, mindestens aber 100 E + EGW) vorhanden 
sind, ist diese Schmutzwassermenge grundsätzlich gesondert anzugeben. 

 
3) Soweit nicht förderungsfähige Einleiter (Nummer 5.2.2 FöRiWWV) vorhanden sind, sind diese auf einem gesonderten Blatt mit 

Angaben über Art und Menge des Abwassers aufzuführen. Über die finanzielle Behandlung ist kurz zu berichten. 
 
4) Mögliche Alternativen sind: 

- Entleerung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Unterhaltungs- und Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung und Unterhaltung der Gruben und Hauskläreinrichtungen durch den Einrichtungsträger, Baulast auf den 
Grundstückseigentümer übertragen; 

- Entleerung, Unterhaltung und Baulast durch den Einrichtungsträger. 
 
5) Aufteilung des Aufkommens aus Beiträgen/Baukostenzuschüssen: 
 Das Beitragsaufkommen von Sondergebieten und aus Sonderverträgen ist abzuziehen. Danach ist das Aufkommen von 

öffentlichen und sonstigen Dienstleistungsbetrieben zu ermitteln, indem der Restbetrag im Verhältnis der Bruttoflächen der  
  Wohn- und Wohnmischgebiete einerseits 

  (= Anteil Haushalte) 
  und 
  Gewerbe- und Industriegebiete sowie öffentlichen Flächen andererseits 
  (= Anteil übrige) 
 aufgeteilt wird. Bei Neuveranlagung ist einzeln zuzuordnen. 
 
6) Als übrige sind Industrie, Gewerbe, Weinbau, Weinhandel sowie öffentliche und sonstige Dienstleistungsbetriebe zu 

verstehen. 
 
7) Als Abschreibungen werden im Entgeltbedarf die im Anlagennachweis des Trägers ausgewiesenen Beträge ohne die 

außerordentlichen Abschreibungen und die Erhöhungen durch degressive Abschreibungen berücksichtigt. Als Abschreibungs-
grundlage sind die Anschaffungs- und Herstellungswerte anzusetzen. 

 Abschreibungen, die die durchschnittliche betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der Gesamtanlage (max. 3 v.H.) überschreiten, 
bleiben außer Ansatz. 

 Abschreibungen auf Baukostenzuschüsse an Zweckverbände mit Teilfunktion und Verbände nach dem Gesetz über Wasser- 
und Bodenverbände werden berücksichtigt, nicht dagegen Abschreibungen, die in Umlagen an Verbände abgeführt werden 
(Ausnahmen im Einzelfall bei länderübergreifenden Zweckverbänden). 
 

8) Berichtigung entsprechend der Kürzungen für Hausanschlüsse sowie Hauskläreinrichtungen und Abwassergruben  
im Grundstück bei den anzusetzenden Abschreibungen. 

 
9) Unverzinsliche Forderungen aus Empfangenen Ertragszuschüssen sind mit 7 % zu verzinsen und als Korrekturbetrag 

abzuziehen. Eine Korrektur der Beitragsauflösung kann unterbleiben. 
 
10) Unter Umsatzerlöse der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß Formblatt 4 - Anlage 4 zur Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung erfasst. 
 
11) Posten 2, 4, 10, 11, 12, 16, 18 nach der GuV-Rechnung gemäß Formblatt 4 - Anlage 4 zur Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung. 
 

12) Als Eigenkapitalzinsen können 1,6 v.H. vom jeweiligen Restbuchwert des Anlagevermögens angesetzt werden, soweit sie nicht 
nach dem tatsächlichen Eigenkapital berechnet werden. 

 
13) Berechnung des enthaltenen Eigenkapitalzinses 
 (Entgeltaufkommen ./. Entgeltbedarf) 
 
  (Summe  lfd. Entgeltaufkommen  übrige  Entgeltsschuldner  und) 
  (Baulückengrundstücke Schmutzwasser und  Oberflächenwasser ) 
 x (------------------------------------------------------------------------------) 

 (Summe   lfd.   Entgeltaufkommen   Schmutzwasser   
und  Oberflächenwasser) 

 
 Der in Zeile 37 einzusetzende Betrag errechnet sich dann wie folgt: 
 
 
              (49 bis 54 + 57 + 58 ) 
 Zeile 61 /     (Zeilen 62/36)  x  (-------------------------------------------------) 
          (42 bis 45 + 49 bis 54 + 57 + 58 ) 
 
 

14) Soweit gesondert ausgewiesen, die gesamte Abwasserabgabe, andernfalls nur die Abwasserabgabe der Kleineinleiter. 
 
15) Bei Flächenmaßstäben erfolgt die Zuordnung nach der überwiegenden Nutzung. 
 
16) Anzusetzen sind die satzungsmäßigen Entgelte. 
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Anlage 3 

Mitteilung gemäß nach Art. 6 Abs. 1

der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-
Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen

für (Zuwendungsempfänger)

Hiermit	teile	ich	Ihnen	mit,	dass	ich	beabsichtige,	Ihnen	eine	„De-minimis“-Beihilfe	zu	gewähren.	

Die	voraussichtliche	Höhe	der	Beihilfe	wird	 EUR	
(Bruttosubventionsäquivalent)	betragen.	

Zweck	der	Beihilfe:_________________________________________________________

Bitte	füllen	Sie	die	beigefügte	Erklärung	auf	Gewährung	einer	„De-minimis“-Beihilfe	aus	und	lassen	Sie	
mir	diese	zeitnah	unterschrieben	zukommen.	

Ort,	Datum	 Bewilligungsbehörde	
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Anlage 4

De-minimis-Erklärung des Antragstellers

im Sinne der EU-Verordnungen für De-minimis-Beihilfen

1. Angaben zum Antrag stellenden Unternehmen

Antragsteller: __________________________________________________________________

Anschrift: ____________________________________________________________________

Das	Unternehmen	ist	im	Bereich	des	gewerblichen	Straßengüterverkehrs	tätig:	JA	 NEIN	

2. Definitionen und Erläuterungen

In	dieser	Erklärung	sind	alle	De-minimis-Beihilfen	anzugeben,	die	Ihr	Unternehmen	bzw.

Unternehmensverbund	als	„ein	einziges	Unternehmen“	im	laufenden	sowie	in	den	vorangegangenen	
zwei	Kalenderjahren	erhalten	hat.

Für	die	Zwecke	der	De-minimis-Verordnungen	sind	die	Unternehmen	als	ein	einziges	Unternehmen	zu	
betrachten,	die	zueinander	in	mindestens	einer	der folgenden	Beziehungen	stehen:

 Ein	Unternehmen	hält	die	Mehrheit	der	Stimmrechte	der	Anteilseigner	oder	Gesellschafter	
eines	anderen	Unternehmens,

 ein	Unternehmen	ist	berechtigt,	die	Mehrheit	der	Mitglieder	des	Verwaltungs-,	Leitungs- oder	
Aufsichtsgremiums	eines	anderen	Unternehmens	zu	bestellen	oder	abzuberufen,

 ein	Unternehmen	ist	gemäß	einem	mit	einem	anderen	Unternehmen	geschlossenen	Vertrag	
oder	aufgrund	einer	Klausel	in	dessen	Satzung	berechtigt,	einen	beherrschenden	Einfluss	auf	
dieses	Unternehmen	auszuüben,

 ein	Unternehmen,	das	Anteilseigner	oder	Gesellschafter	eines	anderen	Unternehmens	ist,	übt	
gemäß	einer	mit	anderen	Anteilseignern	oder	Gesellschaftern	dieses	anderen	Unternehmens	
getroffenen

 Vereinbarung	die	alleinige	Kontrolle	über	die	Mehrheit	der	Stimmrechte	von	dessen	
Anteilseignern	oder	Gesellschaftern	aus.

Auch	Unternehmen,	die	über	ein	oder	mehrere	andere	Unternehmen	zueinander	in	einer	der	
vorgenannten	Beziehungen	stehen,	werden	als	ein	einziges	Unternehmen	betrachtet.
Im	Falle	einer	Fusion	oder	Übernahme	müssen	alle	De-minimis-Beihilfen,	die	den	beteiligten	
Unternehmen	im	laufenden	Kalenderjahr	sowie	in	den	vorangegangenen	zwei	Kalenderjahren	
gewährt	wurden,	angegeben	werden.	Im	Zuge	von	Unternehmensaufspaltungen	werden	die	De-
minimis-Beihilfen	dem	Unternehmen	zugerechnet,	welches	die	Geschäftsbereiche	übernimmt,	für	die	
die	De-minimis-Beihilfen	verwendet	wurden.	Ist	dies	nicht	möglich,	muss	eine	anteilige	Aufteilung	auf	
der	Grundlage	des	Buchwerts	des	Eigenkapitals	zum	Zeitpunkt	der	tatsächlichen	Aufspaltung	
erfolgen.

3. Erklärung

Hiermit	bestätige	ich,	dass	ich	als	ein	einziges	Unternehmen	gemäß	Punkt	2	im	laufenden	
Kalenderjahr	sowie	in	den	vorangegangenen	zwei	Kalenderjahren	

Keine	 Folgende	

Beihilfen	im	Sinne	folgender	Verordnungen	erhalten	bzw.	beantragt	habe	(bitte	die	beantragten	De-
minimis- Beihilfen	besonders	kennzeichnen):

 Allgemeine-De-minimis-Beihilfen	im	Sinne	der	Verordnung	(EU)	Nr.	1407/2013	der	
Kommission	vom	18.	Dezember	2013	über	die	Anwendung	der	Artikel	107	und	108	des	
Vertrags	über	die	Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	auf	De-minimis-Beihilfen1 bzw.	der	
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Verordnung	(EG)	Nr.	1998/2006	der Kommission	vom	15.	Dezember	2006	über	die	An-
wendung	der	Artikel	87	und	88	EG-Vertrag	auf	„Deminimis“- Beihilfen2,

 Agrar-De-minimis-Beihilfen	im	Sinne	der	Verordnung	(EU)	Nr.	1408/2013	der	Kommission	
vom	18.	Dezember	2013	über	die	Anwendung	der	Artikel	107	und	108	des	Vertrags	über	die	
Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	auf	De-minimis-Beihilfen	im	Agrarsektor3 bzw.	der	
Verordnung	(EG)	Nr.	1535/2007	der	Kommission	vom	20.	Dezember	2007	über	die	
Anwendung	der	Artikel	87	und	88	EG-Vertrag	auf	De-minimis-Beihilfen	im	Agrarerzeugnis-
Sektor4,

 Fisch-De-minimis-Beihilfen	im	Sinne	der	Verordnung	(EG)	Nr.	875/2007	der	Kommission	vom	
24.	Juli	2007	über	die	Anwendung	der	Artikel	87	und	88	EG-Vertrag	auf	De-minimis-Beihilfen	
im	Fischereisektor5 und

 DAWI-De-minimis-Beihilfen	im	Sinne	der	Verordnung	(EU)	Nr.	360/2012	der	Kommission	vom	
25.	April	2012	über	die	Anwendung	der	Artikel	107	und	108	des	Vertrags	über	die	
Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	auf	De-minimis-Beihilfen	an	Unternehmen,	die	
Dienstleistungen	von	allgemeinem	wirtschaftlichen	Interesse	erbringen6.

Antragsteller
und	ggf.
Unternehmen
des
Verbundes

Datum
Zuwen-
dungs-
bescheid/
Vertrag

Beihilfe-
geber

Akten-
zeichen

De-minimis-Beihilfe* Form	der
Beihilfe	
(z.B.
Zuschuss,
etc.)

Fördersumme
in	€	(z.B.
Zuschuss,
etc.)

Beihilfewert
In	€

Allge-
meine

Agrar Fisch DAWI

   

   

   

   

*Bitte	kreuzen	Sie	an,	um	welche	De-minimis-Beihilfen	es	sich	handelt.

Mir/Uns	ist	bekannt,	dass	die	Angaben	in	den	Punkten	1	und	3	subventionserheblich	im	Sinne	von	§	
264	des Strafgesetzbuches	(StGB)	sind	und	dass	Subventionsbetrug	nach	dieser	Vorschrift	strafbar	
ist.	Ich/Wir verpflichte(n)	mich/uns,	Ihnen	unverzüglich	Änderungen	der	vorgenannten	Angaben	zu	
übermitteln,	sobald mir/uns	diese	bekannt	werden.

(Ort,	Datum) (rechtsverbindliche	Unterschrift	der	Antragstellerin/
des	Antragstellers)	

1 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	352/1	vom	24.	Dezember	2013.
2 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	379/5	vom	28.	Dezember	2006.
3 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	352/9	vom	24.	Dezember	2013.
4 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	337/35	vom	21.	Dezember	2007.
5 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	193/6	vom	25.	Juli	2007.
6 Amtsblatt	der	EU	Nr.	L	114/8	vom	26.	April	2012.
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Anlage 5

„De-minimis“-Bescheinigung 

für (Zuwendungsempfänger)	

Nach	der	Verordnung	(EU)	Nr.	1407/2013	der	Kommission	vom	18.	Dezember	2013	über	die
Anwendung	der	Artikel	107	und	108	des	Vertrags	über	die	Arbeitsweise	der	Europäischen
Union	auf	De-minimis-Beihilfen	(ABl.	EU	Nr.	L	352	S.	1)	handelt	es	sich	bei	der	bewilligten
Zuwendung	um	eine	De-minimis-Beihilfe	im	Sinne	dieser	Verordnung	(gewerbliche	Deminimis-
Beihilfe).
Danach	beträgt	der	maximal	zulässige	Gesamtbetrag	solcher	Beihilfen	innerhalb	von	drei
Steuerjahren	200.000	EUR.	Der	jeweilige	Höchstbetrag	gilt	für	alle	Formen	staatlicher	Beihilfen
(z.	B.	Zuschüsse,	Darlehen,	Bürgschaften,	Beteiligungen),	die	als	De-minimis-Beihilfen
gewährt	wurden.
Wird	die	Beihilfe	nicht	als	Zuschuss,	sondern	in	anderer	Form	(z.	B.	Darlehen,	Kapitalzuführungen,
Bürgschaften)	gewährt,	so	ist	das	Bruttosubventionsäquivalent	der	Beihilfe	maßgeblich.
Nach	Ihren	Angaben	wurden	Ihrem	Unternehmen	im	laufenden	sowie	in	den	zwei	vorangegangenen
Steuerjahren	folgende	De-minimis-Beihilfen	gewährt,	die	als	solche	in	der	jeweiligen
De-minimis-Bescheinigung	bezeichnet	wurden:

Datum	des	
Zuwendungsbescheides/-
vertrages	

Zuwendungsgeber	
(Beihilfengeber)

Aktenzeichen	
bitte	angeben	

Form	der	
Beihilfe
(z.	B.	
Zuschuss,	
Darlehen,	
Bürgschaft)	

Fördersumme	
in	EUR

Subventionswert	
in	EUR	

Nach	Abzug	der	Subventionswerte	bereits	erhaltener	Beihilfen	vom	Schwellenwert

200.000	EUR	verbleibt	eine	Restfördermöglichkeit	in	Höhe	von	EUR.

Hinweis:

Diese	Bescheinigung	ist

- zehn	Jahre	vom	Empfänger	aufzubewahren,
- auf	Anforderung	der	Europäischen	Kommission,	einer	Bundes- oder	Landesbehörde	der	

bewilligenden	Stelle	innerhalb	von	einer	Woche	oder	einer	in	der	Anforderung	festgesetzten	
längeren	Frist	vorzulegen.	Wird	die	Bescheinigung	nicht	innerhalb	der	Frist	vorgelegt,	behalte	
ich	mir	vor,	den	Zuwendungsbescheid	zu	widerrufen	und	die	Zuwendung	zurückzufordern,

- bei	dem	künftigen	Antrag	auf	Gewährung	einer	De-minimis-Beihilfe	als	Nachweis	für	bereits	
gewährte	De-minimis-Beihilfen	vorzulegen.

_________________	________________________

Ort,	Datum	Bewilligungsbehörde
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